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Die nachſtehenden Betrachtungen waren urſprünglich 


zur Mittheilung in einem Paſtoral-Kränzchen be- 
ſtimmt, welches mehrere der Synodal-Abgeordneten 
unter ſeine Glieder zählt. Sie ſollten die Bedenken 
darlegen, welche das über die Synode bis jetzt 
Bekanntgewordene erregen muß, und fo den Erläu- 
terungen und Eröffnungen zur Grundlage dienen, 
welche man von den Obengenannten zu erwarten 


hatte. Darauf hingewieſen, daß ſie dieſem Zwecke 
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auch in größerem Kreiſe dienen könnten, mögen fie 


denn die öffentliche Beſprechung der Synode begin: 
nen, an deren Nothwendigkeit kein wahrer Freund 
der Kirche zweifeln kann. 


Inſterburg, den 20. Januar 1845. 


Der Verfasser. 


Der Beruf. 


Als es bekannt wurde, daß durch Miniſterial-Erlaß vom 21. Sep- 
tember b. J. auch für unſere Provinz eine Synode auögefchrieben 
fei und in Kurzem zuſammentreten ſolle, äußerte ſich in allen 
Kreiſen lebhafte Theilnahme. Es war nicht die Theilnahme der 
nach allem Neuen haſchenden Leere. Selbſt da begegnete wahres 
Intereſſe für dieſen Gegenſtand, wo ſonſt vielleicht alles auf ent⸗ 
ſchiedene Entfremdung vom kirchlichen Leben gedeutet hatte. 

Wenn eine Erſcheinung dieſer Art den Diener und Freund 
der Kirche nicht weniger erquidte als überraſchte, ſo überwog doch 
bei genauerer Betrachtung das Betrübende und Demüthigende. So 
allgemein Intereſſe für eine Sache ſich kund gab, in welcher man 
nicht abgeneigt war, ein Ereigniß auf dem Gebiete des kirchlichen 
Lebens anzuerkennen, ſo allgemein war auch die Aeußerung des 
Mißtrauens gegen die, welche freilich nach dem Miniſterial-Er⸗ 
laffe allein berufen waren, im vorliegenden Falle Zukunft und 
Heil der evangeliſchen Kirche zu berathen. 

Wenn dies ſchon auf ein vorhandenes, tiefes Uebel im eige⸗ 
nen Innern der Kirche deutete, erhielt es überdies nicht geringen 
Vorſchub durch das, was über die Zuſammenſtellung der gutacht⸗ 
lichen Anträge und Vorſchläge aus den Verhandlungen der Kreis⸗ 
ſynoden (Beilage A. zum Miniſterial⸗Erlaſſe vom 21. September) 
in das Publikum kam, welche den Berathungen der Synode zur 
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Grundlage dienen folte. Es ift unmöglich zu läugnen, daß durch 
dieſelbe auch ein großer Theil derer in Verwunderung verſetzt 
wurde, die doch die vorjährigen Kreisſynoden gebildet hatten und 
alſo den Stoff zu dieſer Zuſammenſtellung in ihren Berathungs— 
Protokollen geliefert haben ſollten. Vergebens forſchten ſie: ob 
denn nicht darin irgendwie und wo der heilige Ernſt und die 
demuthsvolle Selbftverläugnung wenigſtens anklinge, mit welcher 
das unverlierbare Recht der Gemeine des Herrn bekannt und ge— 
fordert und der Vorwurf von ihr genommen worden iſt, als ob 
fie abgefallen fei und ſelbſt die Schuld ihrer gegenwärtigen Ohne 
macht und Unſchöne trage? Was ſie dagegen fanden, es war 
eine als Grundton durch das Ganze ſich hinziehende unevange— 
liſche Gegenüberſtellung der Geiſtlichen und der Gemeine; die von 
ausgeprägteſtem, geiſtlichem Hochmuthe zeugende Annahme, als ob 
«bie Mängel und Gebrechen des kirchlichen Lebens vorzugsweiſe 
«auf die Hinderniſſe zurückgeführt werden müßten, welche die 
«fegengreid)e Ausführung des Predigtamtes in feinem ganzen 
„Umfange und beſonders die Seelſorge erſchweren«, und ein 
hieraus entſpringendes klerokratiſches Gelüſt nach vermehrter Ge— 
walt und erweitertem Einfluſſe. War denn das Zeugniß ſo ganz 
verhallt, welches ſie, die heilige Schrift und die Bekenntniſſe ihrer 
Kirche in der Hand, abgelegt hatten, daß in Chriſti Kirche alle 
gleichgeſegnet, gleichverpflichtet, aber auch gleichberechtigt feien; 
daß in Chriſti Kirche kein Anſehen der Perſon gelte, ſondern alle 
Chriſti Glieder und Gottes Bürger und Hausgenoſſen, ein prieſter⸗ 
liches Geſchlecht ſeien, unter welchem es wohl ein Amt und einen 
Dienſt, aber kein Recht gebe, eben als Beamteter und Diener ſich 
über das Ganze zu erheben oder auch nur gegenüberſtellend ſich 
von demſelben aus zuſondern? War es denn fo gar nicht gehört, 
daß ſie ſo ernſt proteſtirt hatten gegen die Zurückführung der 
Mängel des kirchlichen Lebens auf die gehemmte Ausrichtung des 
Predigtamtes; daß ſie im Gegentheile bezeugt hatten, wie hier 
fälſchlich die Wirkung zur Urſache erhoben ſei; wie vielmehr die 
Hemmungen einer geſegneten Ausrichtung des Predigtamtes eben 
in den Hemmungen zu ſuchen ſeien, welche das kirchliche Leben 
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finde? War es ihnen denn fo wenig gelungen, ihre ſo ernſt und 
überzeugungsfeſt ausgeſprochene Anſicht geltend zu machen, daß 
das kirchliche Leben ſich heben werde, wofern nur — nicht der 
Pfaffheit — ſondern der Kirche in der Geſammtheit aller ihrer 
beamteten und nicht beamteten Glieder Raum berftattet werde, ſich 
frei zu entwickeln; daß nicht in einer verſtärkten theologiſchen und 
geiſtlichen Polizei, ſondern in der Gewährung der durch die hei 
lige Schrift ihr verbrieften Freiheit das Heilmittel für die Kirche 
liege? — Waren die Stimmen, welche hiefür ſich erhoben, ſo 
vereinzelt, daß in der Zuſammenſtellung der Anträge und Vor⸗ 
ſchläge aus den Verhandlungen der Kreisſynoden ihrer nur als 
„Andeutungen“ erwähnt werden konnte; daß darüber nichts zu 
fagen war, als (Abſchnitt IX. B. Synodal⸗Einrichtungen): „bins 
„hſichtlich ihrer (der Synoden) Zuſammenziehung iſt auch die Zu⸗ 
„ziehung von Kirchengliedern, die nicht dem Lehrſtande angehören, 
„berſchiedentlich als zweckmäßig bezeichnet. Als Gegenſtände des 
„Geſchäftskreiſes find für die Kreisſynoden namhaft gemacht: Auf⸗ 
„ſicht über die Geiſtlichen, Antheil an der Wahl der Superinten⸗ 
„denten!“ — während doch die lediglich im Willen des Landes⸗ 
herrn ſtehende Errichtung neuer Kirchſpiele und die unter den 
obwaltenden Verhältniſſen unmögliche Verminderung der Geſchäfte 
der Superintendenten Gegenſtand weitläuftiger, beſonderer Beleuch- 
tungen geworden waren (Beilage B. und D.); mit einem Worte: 
war der die Zuſammenſtellung durchwehende Geiſt der, welcher die 
evangeliſche Geiſtlichkeit des Vaterlandes als Geſammtheit durd- 
wehete: dann wehe der evangeliſchen Kirche! Dann hatte der 
alte Thomaſius auch von unſerer Zeit geredet, als er hierarchiſchen 
Zunftgeiſt als den eigentlichen character indelebilis ſo der 
evangeliſchen als der katholiſchen Geiſtlichkeit bezeichnete. Dann 
hatten die hier ihre glänzende Rechtfertigung gefunden, welche ſich 
gleichgiltig von der beſtehenden evangeliſchen Kirche losgeſagt haben, 
ohne doch ihren Anſpruch, evangeliſche Chriften zu ſein, aufzu⸗ 
geben. Dann hatten die Recht, welche vielmehr die Geiſtlichkeit, 
den evangeliſchen Lehrſtand des Abfalles von der Reformation anz 
klagen und ſie beſchuldigen, wie die Kinder Israel nach Aegyptens 
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Fleiſchtöpfen, nach der Macht und Herrlichkeit der mittelalterlichen 
Kirche ſehnſüchtige Blicke zurückzuwerfen. 

So lag denn alfo in der Zufammenftellung eine Klagſchrift 
voll der ſchwerſten Beſchuldigungen vor. Die Gemeine, die ganze 
ebangelifdye Kirche ſaß zu Gericht und forderte Rechenſchaft von 
denen, welchen ſie das Lehr- und Hirtenamt anvertraut hatte; und 
forderte Rechenſchaft von denen, welche ſie gewürdigt hatte, ihre 
Diener, ihre Vertreter, ihre Vorkämpfer zu ſein, und es war 
Pflicht dieſe Rechenſchaft zu geben. 

An dieſe Pflicht wurde der evangeliſche Lehrſtand noch vor 
Beginn der Synode durch die unter dieſen Umſtänden ganz an⸗ 
gemeſſene Erinnerung gemahnt, daß ihm allein die geſetzgebende 
Gewalt in der Kirche nicht gebühre. Der Miniſterial-Erlaß vom 
21. September bezeichnete indeß ſelbſt dieſe Synode aus Dienern 
des Wortes nur als einen nächſten Schritt und ſtellt eine 
weitere Entwickelung der Kirche in Ausſicht. Vor allen Dingen 
aber: er unterſcheidet ſorglich die Diener des Worts bon den 
Organen der Kirchengewalt und iſt ſoweit entfernt, jene als 
dieſe anzuſehen, daß er eben nur Erörterung und Bera— 
thung gemachter Aufgaben, Betrachtungen und Vor— 
ſchläge, nicht Beſchlußnahmen don verbindlicher Kraft als die 
erſtrebten Reſultate der Synode nennt. Nur das entſchiedenſte 
Mißtrauen in den Willen und die Fähigkeit des geiſtlichen Lehr⸗ 
ſtandes, fih hiebei feiner Stellung und Aufgabe bewußt zu bleiben, 
konnte zu der Forderung führen: die Synode ſolle eben nur 
gegen ihre eigene Exiſtenz proteſtiren und ſich zu jeglicher Erör—⸗ 
terung und Berathung der vorliegenden Aufgaben untüchtig erklä⸗ 
ren, weil ſie eben nur aus Dienern am Worte, nicht auch aus 
andern, dem Lehrſtande nicht angehörenden Abgeordneten der Ge— 
meine gebildet ſei. Es dürfte uns hier nur wieder ein Beiſpiel 
vom Zusammentreffen der Extreme begegnen. Es iſt dieſelbe un⸗ 
evangeliſche Sonderung ſogenannter Geiſtlichen von ſogenannten 
Laien, welche einerſeits die Verhandlung lirchlicher Angelegenheiten 
als ein Standesrecht der Lehrer beanſprucht, und welche anderer: 
ſeits das Recht dazu eben nur einem aus Geiſtlichen un d Laien 
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zuſammengeſetzten Körper zugeſtehen will. Es wäre Anmaßung 
und antievangeliſch, wollten die ſogenannten Geiſtlichen die Ver- 
waltung auch nur der innern Kirchen- Angelegenheiten als ihr 
ausſchließliches Recht in Anſpruch uehmen. Aber unevange⸗ 
liſch ift es auch, fie als ſolche für unfähig erklären, auch allein 
die Gemeine in allen ihren Angelegenheiten ohne Unterſchled zu 
vertreten. Gewiß iſt erſt da in Wahrheit eine Gemeine, wo beide, 
ihre Beamteten und ihre bloßen Glieder, Hand in Hand gehen 
und ſich jeder nach dem Maße ſeiner Kraft am Gemeineleben be— 
theiligen kann. Aber wo die Gemeine als Korporation zu han⸗ 
deln oder ſich zu äußern hat; wo ſie ihr Recht als ſolche nur 
durch Uebertragung auf Einzelne geltend machen und üben kann: 
da mag ſie ſich eben ſo ihrer zum Dienſte am Worte berufenen 
Beamteten als ihrer Aelteſten und als irgend welcher ihrer nicht 
beamteten Glieder dazu bedienen, und die Frage kann hier nur 
eine ſein, die nach der von der Gemeine empfangenen Vollmacht. 

Gewiß wird auch von denen, welche aus dem angegebenen 
Grunde der Synode das Recht zur Berathung des ihr Vorgeleg— 
ten beſtritten haben, der Widerſpruch aufgegeben werden, wenn die 
Synodalglieder nur ihren von der Gemeine empfangenen Auftrag 
nachzuweiſen im Stande find, mögen fie dann immerhin aug- 
ſchließlich dem Lehrſtande angehören. An dieſem Auftrage fehlte 
es ihnen aber in der That bei der zur Zeit geltenden Verfaſſung 
der Kirche nicht. Der evangeliſche Pfarrer ift recht eigentlich 
immer nur ein in kirchlichen Dingen Beauftragter der Gemeine. 
In der jetzigen Verfaſſung iſt er der einzige. So anerkannt iſt 
jenes, daß, wo nur von der Bildung von Synoden zur Leitung 
kirchlicher Angelegenheiten die Rede geweſen iſt, die Berechtigung 
der Pfarrer nie angefochten iſt, auch ohne noch vorhergehende, 
beſondere Wahl und Beauftragung der Gemeine in derſelben ihren 
Platz zu finden. Wohl hält die evangeliſche Kirche an dem Grund⸗ 
fake feft, daß das geistliche Miniſterium auf einem göttlichen Ge- 
bole ruhe. Aber ſeine Uebertragung auf dieſen oder jenen Mann 
(vocatio. ordinatio) iſt eine menſchliche Ordnung und geſchieht 
durch die Gemeine. Das iſt auch da der Fall, wo die Ge⸗ 
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meine ſcheinbar an der Beſetzung der Pfarre keinen Antheil hat. 
Die Gemeinſchaft zwiſchen Prediger und Gemeine iſt eine geiſtige 
und darum freie. Erſt indem die Gemeine den ihr Geſendeten 
annimmt als ihren Diener an Wort und Sakrament; erſt indem 
fie feinem Dienſte fic) darbieket und von ihm fid) gewähren läßt, 
was feines Amtes ift, ertheilt fie ihm die rechte Inveſtitur; bez 
kleidet ſie ihn mit dem hohen Berufe, ein Geiſtlicher, d. h. ein 
Bevollmächtigter, der Vertreter einer geiſtlichen Gemeine zu ſein; 
beruft ſie ihn, der Zeuge und Vertheidiger ihres Daſeins, der 
Zeuge und Vertheidiger ihres Glaubens und ihrer eigenthümlichen 
Hoheit zu fein, auch da, wo ſonſt jede Lippe verſtummt. Erft 
dadurch wird er in feinem Amte der Diener Jeju Chrifti, daß er 
Diener der Gemeine deſſelben wird. Das eben ift fein beſon— 
derer Beruf, daß er der ſtändige Beauftragte dieſer Gemeine ift. 

Sich dieſes Verhältniſſes bewußt zu zeigen fanden die evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen dieſer Provinz bisher nur im engſten Kreiſe 
der Angelegenheiten eben ihrer Gemeine Veranlaſſung. Nur als 
abſtrakter Begriff, nicht als reales Weſen hatte die evangeliſche 
Kirche bisher hier eine geſetzliche Anerkennung. Das Allgemeine 
Landrecht und insbeſondere fein $. 36. Theil II. Titel 11. ift 
davon ein Zeugniß. Auch fattifd) gab es für die Maaßnahmen 
der mit Leitung der kirchlichen Angelegenheiten betrauten Staats- 
Behörden nur Einzelgemeinen, und Niemandem ging es bei, auch 
die allgemeinſte Verordnung der Behörde anders als in ſpeziellſter 
Beziehung zu der eigenen Einzelgemeine zu betrachten. Die groß⸗ 
artigſte aller in neueſter Zeit in kirchlichen Angelegenheiten ergan— 
genen Verfügungen war die über Einführung der neuen Agende. 
Aber keine hat auch auf glänzendere Weiſe dargethan, daß es in 
Preußen nur Einzelgemeinen deſſelben Bekenntniſſes, nicht eine 
Kirche gebe. So lange dieſer Zuftand der ordnungsmäßige war 
und unangetaſtet beſtand, ergab ſich für den Pfarrer aus ſeiner 
Stellung zu ſeiner Gemeine eben nur die Pflicht, dieſe in ihren 
beſonderen Verhältniſſen als ihr Beauftragter zu vertreten und 
nöthigenfalls zu vertheidigen, und die Frage nach dem Rechte der 
verfügenden Behörde und ihrem Verhältniſſe zur Kirche überhaupt 
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war nicht eine Aufgabe für ihn als Pfarrer, wenn ſchon als wif 
ſenſchaftlichen Theologen und Glied der evangeliſchen Kirche. Von 
Amtswegen hatte er ſie nicht zu erörtern. 

Jetzt aber werden plötzlich durch den Miniſterial-Erlaß vom 
Alften September alle diefe Einzelgemeinen in ihrem Verbande als 
Kirche (Provinzial-Kirche) behandelt. Die Entwickelung des kirch⸗ 
lichen Lebens, ſeine Mängel und Gebrechen, Einrichtungen, welche 
dienen ſollen es zu heben und von ſeinen Hemmniſſen zu befreien, 
follen der Gegenſtand einer Berathung werden. Die Diener des 
Wortes, zur Zeit die einzigen vorhandenen in kirchlichen Dingen 
Beauftragten der Gemeine, werden zu dieſer Berathung aufgerufen, 
nicht als Gelehrte, nicht als Theologen, nicht als dieſer oder jener, 
ſondern eben als Diener des Wortes, und es war ihre heilige 
Pflicht dem Rufe zu folgen. Hier oder nie galt es, des Auftra⸗ 
ges zu gedenken, welchen ſie eben von denen empfingen, deren 
Diener am Worte ſie ſind. Hier galt es, des Auftrages zu ge— 
brauchen, welchen die Gemeine ihrem Geiftlichen giebt. In ihrem 
Auftrage lag auch ihre Vollmacht. Als milites ecclesiae 
hatten fie hier nicht mehr blos der die Einzelgemeine treffenden 
Einzelverfügung ſich gegenüber zu erblicken, fondern der verfügen⸗ 
den Macht ſelbſt. Es war nicht mehr die Frage nach der An⸗ 
wendbarkeit oder Unangemeſſenheit dieſer oder jener Verordnung 
auf dieſen oder jenen Fall und Ort. Es war die große Frage 
zu erörtern: wie weit ſich überhaupt das Recht der verfügenden 
Macht erſtrecke? wo denn die Kirchengewalt zu ſuchen fei, von 
welcher der Erlaß vom 21ften September redet, und deren Dre 
gane er ausdrücklich von den Vertretern der Gemeine, ihren Die- 
nern des Wortes; ſondert? und wenn irgendwo, fo war hier der 
Ort für die Geiſtlichen, ihres hohen Berufes zu gedenken und ein 
Zeugniß zu geben, daß die Gemeine des Herrn auch in 
Preußen beftehe, und ihr Geburtsrecht und ihren Adel 
als freie Tochter Gottes und keuſche Braut Chriſti an— 
ſpreche. 

Alle die Fragen und Punkte, welche die Zuſammenſtellung zur 
Sprache bringt, durfte die Synode erörtern, auch wenn ſie keine, 
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bem Lehrſtande nicht angehörende Glieder zählte. So lange nur 
von vereinzelten Stimmen, nicht von der Gemeine ihr Auftrag 
ihnen beſtritten wurde; ſo lange alſo das Band zwiſchen ihnen 
und den Gemeinen nicht von dieſen ſelbſt für gelöſt erklärt wurde, 
durfte die Synode jenes nicht blos. Es war ihre Pflicht, die 
dargebotene Gelegenheit dazu freudig zu ergreifen. Nur das Eine 
hatte ſie nie zu vergeſſen, die Grenze ihrer Vollmacht: daß die 
Kirche mehr iſt als die Diener; daß die Synode nicht die Kirche, 
auch nicht deren geſetzgebender Körper, daß vielmehr ihr Beruf nur 
der in andern, großartigern Umgebungen zu übende des einzelnen 
Pfarrers als Vertreter ſeiner Gemeine ſei, und daß ſie alſo nur 
das gute Recht der großen Provinzial-Gemeine auf Anerkennung 
als Kirche und als keines Menſchen Magd zu vertreten, und, wo 
es ſich nur darum handelte, ihr ein Geſetz oder eine Ordnung 
aufzulegen, welche nicht fie ſelbſt fih gab, nach Recht und Voll- 
macht dazu mit Ernſt und Freimuth zu forſchen habe. 

In einer fo bemeſſenen Stellung zu den Berathungsgegen— 
ſtänden lag dann ohne Zweifel zugleich die Rechtfertigung, deren 
der evangeliſche Lehrſtand Angeſichts jener der Gemeine gegenüber 
bedurfte. Es lag darin der entſchiedenſte Sieg über das Miß⸗ 
trauen, mit welchem die Gemeine das Beginnen ihrer Hüter vers 
folgte. Es mußte ſo der Vorwurf widerlegt werden, daß die 
evangeliſche Geiſtlichkeit ſelbſt ſich nicht mehr kenne, und es eben 
deshalb ihrem Wirken an dem nothwendigen Mittelpunkte und als 
Folge davon an Nachdruck und Segen mangele. Es mußte fo 
jedenfalls auch dann, wenn die Frucht dieſer Berathung keine ein- 
zige Maaßregel, keine neue Einrichtung, keine Aenderung in den zu 
Recht beſtehenden Verhältniſſen der Gemeinen und der Kirche übers 
haupt fein folíte, der eigentliche Zweck der Synode erreicht, nämlich 
der Riß ausgeglichen, die Entfernung gemindert werden, wodurch 
Prediger und Gemeinen geſchieden ſind. Die Gemeine mußte dann 
erkennen, daß ihre Diener am Worte, ihre Geiſtlichen in That und 
Wahrheit die Ihrigen, nicht blos ihr von Außen her ihnen darz 
gebotenes Organ zum Lobe Gottes, zur Predigt des Evangeliums, 
zur Uebung der Bruderliebe, ſondern auch ihre im heiligen Geiſte 
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mit ihnen eins gewordene und von demſelben Lebenóftrome, der⸗ 
ſelben Freude und demſelben Leid bewegte Glieder, ihre Vertreter 
und treue Wächter ſeien, und gewiß konnten ſie dann auch wieder 
die Freunde und Berather, die Führer und Helfer der Einzelnen, 
Paſtoren und Seelſorger im eigentlichen Sinne werden, überzeugt, 
auf keine andere Schwierigkeiten zu ſtoßen, als welche das trotzige 
und verzagte Menſchenherz allezeit dem entgegenſtellt, der es wider 
ſich ſelbſt wappnen und zu ſeinem Heile leiten will. 


Der Zeitungs: Bericht. 


Daj bie Synode das Bewußtſein habe, der Gemeine von 
ihrem Thun Rechenſchaft ſchuldig zu ſein, ſollte ſie gleich im An— 
fange ihres Beſtehens zeigen können. Wie es ſich ergab, war es 
nicht ein leeres Gerücht, ſondern Thatſache, daß die Verhandlungen 
der Synode mit dem Schleier des Geheimniſſes bedeckt, über ihren 
Gang und Inhalt keinerlei Mittheilungen verſtattet, und fo der 
Kenntniß und Beurtheilung der Gemeine gerade das entzogen wer— 
den ſolle, was ihr heiligſtes Eigenthum betraf. Es brachte einen 
bedeutenden Umſchwung in der Stimmung des Publikums gegen 
die Synode hervor, als der Ernſt und Nachdruck bekannt wurde, 
mit welchem dieſe beinahe ihr erſtes Geſchäft die Proteſtation ge— 
gen jene Verfügung hatte ſein laſſen. Wie man vernahm, wurde 
eine Bitte, welche faſt einer Beſchwerde über die beabſichtigte Bes 
ſchränkung gleich kam, an den Miniſter der geiſtlichen Angelegen— 
heiten ſowohl, als an Seine Majeſtät den König ſelbſt beſchloſſen 
und auch ſogleich abgeſendet, ded Inhaltes: daß die Verhandlun— 
gen der Synode, wie ſie in das Protokoll niedergelegt würden, 
unverändert und unverkürzt nicht blos den Synodal- Abgeordneten 
zum Ausweiſe bei ihren Wählern, ſondern als eine der Gemeine 
ſchuldige Rechenſchaft der Oeffentlichkeit übergeben werden möchten. 

Leider bleibt es dennoch ungewiß, ob die Synode bei dieſem 
Schritte eben nur unter dem Einfluſſe jetzt allgemein herrſchender 
Sympathieen oder im beſtimmten Bewußtſein ihrer beſondern Stel- 
lung zur Gemeine gehandelt habe. In Folge der von ihr und 
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gleichzeitig auch von den übrigen Provinzial = Synoden dieſerhalb 
geſtellten Anträge fanden Seine Excellenz, der Herr Minifter, ſich 
bewogen, das frühere ftrenge Interdikt wenigſtens zu mobifiziren. 
Noch während die Synode beiſammen war, ging dem Vernehmen 
nach der Beſcheid ein, daß eine allgemeine Darſtellung der Wer- 
handlungen verftattet, die Veröffentlichung der Protokolle ſelbſt aber 
ſpäterem Ermeſſen vorbehalten werde. Es wurde von dem Gut⸗ 
befinden anderer als der Synode ſelbſt abhängig gemacht, wie viel 
oder wenig von ihren Berathungen und Beſchlußnahmen und in 
welcher Weiſe es zur Kenntniß der Gemeine gebracht werden ſolle. 
Die über die Verhandlungen geführten Protokolle wurden verſendet. 
Die Synodal = Mitglieder hatten alfo keine andere Gewähr für die 
Richtigkeit ihrer und jeder anderen Mittheilungen als das untreue 
Gedächtniß. Wer bürgte dafür, daß die öffentliche Mittheilung 
eben nur wieder in einer Zuſammenſtellung beſtehen werde, 
wie die Beſchlüſſe und Anträge der Kreis-Synoden fie erfahren 
mußten, und von welcher wenigſtens dies mit Gewißheit ausgeſagt 
werden darf, daß ſie von dem Geiſte der Verhandlungen und der 
verhandelnden Synoden ſchon um ihrer Allgemeinheit willen kein 
Bild gewährt. Eine Rechenſchaft war es nicht, noch weniger eine 
Rechtfertigung gegenüber einem zu Mißtrauen veranlaßten, über 
ſeine Diener und Führer zu Gerichte ſitzenden chriſtlichen Volke, 
wenn ihm nicht voll und wahr in den Gang und Geiſt der Che 
nodal-Verhandlungen durch unverkürzte Mittheilung derſelben Ein- 
ſicht gewährt, fonden es gezwungen werden follte, durch die Brille 
einer fremden Darſtellung zu ſehen. Mag immerhin nachträglich 
der Entſchluß gefaßt und ausgeführt werden, die Protokolle ſelbſt 
zu veröffentlichen: in dem ihr ertheilten Beſcheide erhielt die Sy- 
node nicht die beſtimmte Zuſicherung, daß und daß es zu rechter 
Zeit geſchehen werde, und ſie konnte ſich dabei nicht beruhigen, 
war ſie anders von dem Bewußtſein ihrer Stellung zur Gemeine 
ganz durchdrungen. 

Ob die Synode in dieſer Sache noch Schritte gethan und 
welche? ift unbekannt. Sie hat indep ihre Berathungen unabge⸗ 
brochen zu Ende geführt. Es ift dies nur aus der Annahme 
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erklärlich, daß ihr nachträglich über dieſen Punkt genügendere Zur 
ſagen ertheilt worden ſind, und es bleibt dann nur befremdlich, 
daß ſie über dieſen hochwichtigen Gegenſtand der Gemeine jede 
Beruhigung verſagt und fie lediglich auf das vage Gerücht ver- 
wieſen hat. Iſt jenes indeß nicht geſchehen, ſo kann die Synode 
von dem ſchon angedeuteten Verdachte nicht freigeſprochen werden: 
als habe fie hierin wohl unter dem Einfluſſe des jetzt allgemeinen, 
oft ſehr unklaren Verlangen s nach Oeffentlichkeit, nicht aber in 
dem entſchiedenen und pflichtmäßigen Bewußtſein ihrer Verbindlich 
keit gegen die Gemeine gehandelt. 

Jedenfalls hat indeß die Gemeine dem bezeichneten Schritte 
der Synode vorläufig wenigſtens den Bericht zu danken, welchen 
die Hartung'ſche Zeitung vom 24ſten und 27ſten Dezember v. J. 
gebracht hat. 

Es kündigt fid) dieſer Zeitungs- Bericht als einen aus auz 
thentiſchen Quellen gefloſſenen an. Er will, wie er jagt, 
durch ſeine Mittheilungen über Inhalt, Gang und Geiſt der Syn⸗ 
obal- Verhandlungen beitragen, Vorurtheile hinwegzuräumen, ein 
allgemeines Intereſſe beleben und fo der Zukunft den Weg bez 
reiten, für welche die Synode gearbeitet hat. Er will ſchon jetzt 
darthun helfen, was die Folgezeit lehren wird: „wie weit die 
„verſammelte Geiſtlichkeit ihre eigenen oder die ihr anvertrauten 
„Intereſſen der ganzen evangelischen Kirche und der einzelnen Ge⸗ 
„meinen vertreten habe.“ 

Ein Aufſchluß über Inhalt und Gang der Verhandlungen 
gewährt an ſich kein allgemeines Intereſſe. Die Schilderung def 
fen kann auch wenig Neues bringen, da das Miniſterial⸗ Reſcript 
vom 21ſten September b. J. Alles vorgezeichnet hatte. Auch ver- 
wahrt der Zeitungs-Bericht ſelbſt die Synode vor der Anſicht, als 
ob ſie eine konſtitutive oder reorganifirende Behörde ſei. 
Es liegt ihm fo fehe daran, fie gegen dieſe Annahme zu verwah⸗ 
ren, daß er fogar Worte des Minifterial - Erlafjed, welche fidh 
lediglich auf den Bildungsmodus der Synode beziehen („ohne der 
Entwickelung der Kirche vorzugreifen“) auf die ihr gegebene Bez 
ftimmung deutet. Ihre Beſchlüſſe find alfo keine Maaßregeln, 
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welche ſchon an ſich die Aufmerkſamkeit auf ſich ziehen, weil fie 
in unſere Verhältniſſe eingreifen und auf unſer Wohl und Wehe 
Einfluß üben. Inſofern laſſen jene uns völlig gleichgiltig. Die 
Synode hatte aber ein Zeugniß abzulegen. Vor Gott, dem Kö- 
nige, der Gemeine, der ganzen Welt ſollte ſie Zeugniß geben, daß 
der Geiſt des Evangeliums und der Reformation die Geiſtlichkeit 
Preußens nicht verlaſſen, der Geiſt des Glaubens und der Liebe, 
der Demuth und der Selbſtverläugnung, der Wahrheit und der 
Treue; daß es an ihr nicht liege, wenn der Riß noch größer, wenn 
er nicht geheilt wird, welcher die Gemeine von ihren Hirten trennt. 
Nur als Manifeſtationen des die Synode belebenden Geiſtes ha— 
ben darum Inhalt und Gang der Verhandlungen für uns Ber 
deutung. Die Art, wie „die beſonderen Anträge der Kreis— 
„Synoden zu fruchtbaren, allgemeinen Vorſchlägen und Betrach— 
„tungen behufs weiterer Verarbeitung durch die kompetenten Kir— 
„hen = Behörden“ erhoben worden find; die Stellung, welche die 
Synode zu dieſen Anträgen und zu der gewiß allſeitig erſehnten, 
„gefunden und kräftigen Entwickelung des kirchlichen Lebens“ ein- 
genommen, und in welcher ſie ſich gegenüber „den kompetenten 
Kirchen- Behörden“ erkannt und gezeigt hat, das ift es, worüber 
die Gemeine Aufſchluß ſucht und ſuchen muß, damit ſie erkenne: 
ob fie Hand in Hand mit ihrer Geiſtlichkeit der Zukunft entge- 
gengehen könne, für welche gearbeitet zu haben die Synode bekennt, 
oder ob es endlich Zeit ſei, die blinden oder treuloſen Führer ih⸗ 
ren Weg verfolgen zu laſſen und ſelbſt den Bau der Zukunft zu 
gründen. Es iſt hiebei wohl zu merken, daß der Zeitungs-Bericht 
ſehr beredt die vollkommene Freiheit rühmt, deren die Verhandlun⸗ 
gen der Synode ſich zu erfreuen hatten, „wie durchaus keine 
„Grundſätze, kein Weg, kein Ausgang ihnen vorgezeichnet, ſondern 
„Alles vertrauensvoll der freien Berathung anheimgegeben und 
„ebeumäßig geſtattet geweſen fei, auch über kirchliche Gegenſtände, 
„welche im Miniſterial-Erlaſſe nicht berührt find, Wünſche vor- 
y zutragen.“ 

Unverkennbar ſtellt ſich der Zeitungs-Bericht ſelbſt unter den 
Geſichtspunkt einer Rechtfertigung. Aber eben fo ſchnell drängt 
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fic) auch die Wahrnehmung auf, daß er weniger die Gemeine, 
welche allein die Rechenſchaft zu fordern hatte, als vielmehr das 
ſo genannte Publikum und in ihm die liberalen Zeitungs- Lefer 
und Zeitungs-Streiter im Auge gehabt zu haben ſcheine. Gleich 
die in der Einleitung gegebene Begründung der Stellung der 
Synode zu den ihr gemachten Vorlagen und zu der Zukunft der 
Kirche kündigt ſich durchaus nicht als ein Zeugniß bon der ernſten 
und richtigen Würdigung an, welche die Synode jener, Angeſichts 
der auf fie blickenden Gemeine, zu Theil werden ließ, ſondern ledig⸗ 
lich als eine Rechtfertigung des Miniſterial-Erlaſſes gegen 
erfahrene Verunglimpfungen. Die Gemeine will aber wiſſen, ob 
ihre Hirten, ob die demüthigen, aber tapferen Diener der armen 
Kirche Chriſti, oder ob die Königlichen Pfarrherren dort 
verhandelt haben? Sie will wiſſen, wie ſie es zu verſtehen habe, 
wenn mehr als die Hälfte der dort Verſammelten als Organe 
der Kirchengewalt bezeichnet ſind. Dem gewöhnlichen Zeitungs- 
Publikum mag es genügen, wenn berichtet wird: „Der Ste Mus- 
y ſchuß, welcher die wichtigen Angelegenheiten des kirchlichen Ge⸗ 
„meineweſens und der Kirchenverfaſſung bearbeitete, habe feine Mr- 
„beiten nicht beginnen mögen, ohne den Beſchluß der Verſammlung 
„über das der Gemeine und Kirchenverfaſſung zu Grunde liegende 
„Prinzip einzuholen.“ Die Gemeine fragt: welches der hier zu 
berückſichtigenden Prinzipe habt ihr denn euren Beſchlüſſen zu 
Grunde gelegt? In welcher Stellung zu mir habt ihr euch, in 
welcher Stellung zum Staate habt ihr die Kirche angeſehen bei 
euren Verhandlungen? Wie iſt „die andauernde Erwägung der 
„Evolution“ des angenommenen Prinzips zu deuten? — Dem 
Zeitungs-Publikum mag es genügen, wenn es erfährt: „der dies⸗ 
„fällige Vorſchlag des Ausſchuſſes — — endigte mit dem faſt 
, tinftimmigen Antrage, daß zunächſt die Gemeineverfaſſung in der 
„Weiſe lebendig und ſelbſtändiger ſich geſtalte, daß den fo ge 
„nannten Laien, den Nichtgeiſtlichen, ein größerer Antheil an der 
„Leitung des inneren und äußeren Gemeineweſens zukommen, und 
„Baj aus dieſer erweiterten Gemeineverfaſſung auch ein Antheil an 
„allen Synoden ſich entwickeln und gleichzeitig der Antheil der 
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„Obrigkeit an der Kirchenverwaltung in eine Behörde kirchlichen 
„Charakters verwandelt werden möge.“ In der Gemeine kann es 
nur Beunruhigung wirken, wenn von einem größeren Antheile 
an der Leitung des inneren und äußeren kirchlichen Gemeine— 
weſens und einem aus dieſer erweiterten Gemeine verfaſſung fih 
entwickelnden Antheile auch an allen Synoden geredet wird, und 
doch nur der fo genannten Laien, Nichtgeiſtlichen Erwähnung 
geſchieht. Welchen Antheil, ſo müſſen ſie fragen, habt ihr euch 
denn vorbehalten, und wie groß oder klein iſt der uns zugeſtan— 
dene? Wie iſt es mit den ſo genannten Laien, den Nichtgeiſt— 
lichen gemeint? Steht dem der ſo genannte Klerus, die Geiſt— 
lichkeit entgegen? Sind das zwei verſchiedene, ungleich berechtigte 
Stände, oder ſind wir allzumal einer in Chriſto, unſerm Herrn? 
— Und wenn gleichzeitig der Antheil der Obrigkeit an der 
Kirchen verwaltung in eine Behörde kirchlichen Charakters verz 
wandelt werden ſoll, ſo will es der Gemeine ſcheinen, als ob von 
ihr die Kirche noch unterſchieden werde, und fie fordert den Nad- 
weis, wo denn der übrige Theil der Kirchengewalt bleiben ſolle? 
Sie fordert Löſung des Widerſpruches, welcher in der Bezeichnung 
einer Staats behörde kirchlichen Charakters erſcheint, und es 
muß ihr ein beunruhigendes Räthſel bleiben, wie wohl die wun⸗ 
derbare Verfaſſung beſchaffen ſein werde, in welcher zwei einander 
negirende Prinzipe, das Presbyterial-Synodal- und das Konſiſto⸗ 
rial- Prinzip, fic) brüderlich die Hand reichen? — Das gewöhn⸗ 
liche Zeitungs-Publikum mag es zufriedenſtellen, wenn es wieder⸗ 
holt die Verſicherung erhält: die Synode Kabe „einſtimmig und 
y entſchieden jede Art der Nöthigung durch Gewalt, jede Verſchär— 
„fung polizeilichen Zwanges, jeden Anſpruch an die obrigkeitliche 
„Macht behufs Uebung geiſtlicher Pflichten zurückgewieſen“, wo 
vom perſönlichen Verkehre der Pfarrer und der Pfarrkinder, von 
Handbeſuchen, Privatbeichte, Sonntagsfeier u. dergl. die Rede war. 
Die Gemeine muß erfahren: ob die Synode dieſen Proteſt einlegte, 
nur weil ſie an der Nützlichkeit ſolcher Maaßregeln zweifelte, 
oder weil ſie die Befugniß in Abrede ſtellte ſie zu ergreifen. Sie 
: 9% 
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will erfahren: ob denn auch bom Gemeine rechte geredet fei, wo 
auf die Gemeine ordnung fo großes Gewicht gelegt wurde. 

Und wie lautet denn die Antwort, welche der Zeitungs - Be- 
richt auf die Frage giebt: ob die ver ſammelte Geiſtlichkeit mehr 
für ſich oder für die Gemeine geſorgt, mehr an ihrer oder an der 
Zukunft der Gemeine gearbeitet habe? 

Wo es ſich um die ganze Zukunft der Gemeine, um die für 
ihr Leben ſo entſcheidende Form ihres Daſeins handelt, hat der 
Bericht für ſie nur wenige, unklare Andeutungen. „Der mit be⸗ 
„ſonderer Liebe und großem Fleiße ausgearbeitete, ſorgfältig mo- 
„tibirte Entwurf einer unſeren Verhältniſſen angemeſſenen Verfaſ⸗ 
„fung der evangeliſchen Kirche“, über welchen Aufſchluß zu erhalten 
jeder Freund der Kirche das ſehnlichſte Verlangen tragen muß, 
wird der Gemeine nicht blos vorenthalten; er wird nicht einmal 
durch ein, die Grundzüge wenigſtens darſtellendes, Bild vergegen⸗ 
wärtigt. Was davon gerühmt wird, es iſt „der unvergleichliche 
„Vortheil, daß die Verſammlung“, obſchon ſie nicht als eine 
konſtitutive betrachtet werden foll, „das Bild des zukünftigen kirch⸗ 
„lichen Gebäudes in konkreter Anſchaulichkeit vor ſich ſehen, und 
„fomit die eigene Ueberzeugung fei es berichtigen, ſei es befeſtigen 
„konnte. Wo die Gemeine das dringendſte Verlangen hegen mußte, 
den genauſten Aufſchluß zu erhalten; wo es ſich um die ganze 
Stellung des Geiſtlichen zur Gemeine handelte, da „würde es zu 
„weit führen, die einzelnen Veſchlußnahmen auf jede der vorlie⸗ 
„genden Pofitionen zu nennen“; da „genügt es anzuführen“, daß 
nur der Anſpruch an die obrigkeitliche Unterſtützung durch Gewalt 
und Zwang für Zwecke der Seelſorge abgewieſen ſei. 

Aber wo es fih um die eigenen Intereſſen der Geiſtlichkeit 
handelt; wo von der Ausbildung und Verwendung der Kandida- 
ten, von der Entlaſtung und Remunerirung der Superintendenten, 
von Verminderung der Amtsarbeit durch Theilung der Pfarrſpren— 
gel und Vermehrung des geiſtlichen Perſonals, von der Beſoldung 
und Penſionirung der Kirchendiener die Rede iſt: da hat der Be⸗ 
richt Raum, Zeit und Worte die Fülle, Mittheilungen zu machen, 
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welche der Gemeine nur dann wichtig fein können, wenn fie über 
ihr eigenes Verhältniß und das ihrer Beamteten zu ihr aufgeklärt 
ij. Selbſt da, wo berichtet wird: das Verhältniß der evangeli- 
ſchen Kirche der römiſchen gegenüber fei Gegenſtand eines inhalt- 
reichen Referats und mannichfaltiger Auslaſſungen geweſen, unter 
beſonderer Erwähnung, daß die Gemeinen „in dieſer Beziehung 
mehrfach beunruhigt“ ſeien, bleibt unausgeſprochen, gegen wen die 
Gravamina gerichtet und welcher Art fie waren, und in der 
unbeſtimmten Faſſung der ganzen Erwähnung bleibt für die An— 
nahme Raum, daß hier eben auch nur die Wünſche der Synoda⸗ 
len und ihre etwanige perſönliche Gereiztheit das vorwiegende 
Motiv geweſen feien. Und fejen wir endlich, was der Bericht 
als „den nächſten Segen“ rühmt, welchen die Synode den Theil- 
nehmenden gebracht habe — iſt es das geſtärkte Bewußtſein ihrer 
innigen Zuſammengehörigkeit mit der Gemeine des Herrn, ihrer 
wahrſten Lebensgemeinſchaft mit einer Gemeine, welche fie ange⸗ 
nommen hat zu ihren Zeugen und Vertretern und jetzt mit wan— 
kendem Vertrauen forſcht: welchen Gebrauch ſie machen werde von 
der ihnen gegebenen Vollmacht? Iſt es die vorwiegende, die alles 
andere ausſchließende Ueberzeugung, daß fie eben nur als aufrichz 
tige Diener der Kirche Chriſti für dieſe gearbeitet und ſich ſelbſt 
ganz daran gegeben haben? — Der Bericht läßt wohl auch ge 
legentlich einfließen: „die Verſammlung habe die Ueberzeugung mit 
„davon genommen, daß ihre Arbeit für die Kirche nicht vergeblich 
„ geweſen ſei.“ Aber was er vor Allem und nicht genug zu rüh— 
men weiß, es iſt „der reichſte perſönliche Segen“, welchen die 
Theilnehmer davongetragen haben. Gewiß muß es jeden Freund, 
jedes nicht ganz erſtorbene Glied der Kirche mit Freude erfüllen, 
„wenn ein erhöhetes Gefühl des gemeinſamen heiligen Berufs und 
„der inneren und äußeren Zuſammengehörigkeit trotz vorhandener 
„theologiſcher Spannungen“ die Diener der Kirche ergreift. Aber 
es muß zugleich dargethan werden, daß ſie dieſen Beruf richtig 
würdigen. Gewiß wäre es traurig geweſen, „die Synode der 
„Illuſion ſich hingeben“ zu ſehen, „als würde ihr bloßes Zufam- 
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„mentreten im Stande fein, die großen Probleme, welche die evan⸗ 

„gelijhe Kirche zur Zeit in ihrem Schooße bewegt, zu löſen und 

„dadurch die Gegenſätze aufzuheben, welche ſich durch die Diener— 

„Schaft des Herrn in feiner Kirche hindurchziehen.“ Aber es kann 

nicht genügen, wenn eine Verſammlung, deren eigentlichſte Aufgabe 

die Heilung dieſes Schadens, die Vermittelung dieſer Gegenſätze 
war, fih dabei beruhigt, daß „ihr“ wenigſtens „die Gnade gez 

„ſchenkt fei, in einer großen, unvergeßlichen Erfahrung inne zu 

„werden, daß neben dem, was ſie eben in der eifrigen Arbeit für 

„das Reich des Herrn zeit- und beziehungsweiſe zu trennen Derz 

„mocht hat, noch Boden genug vorhanden fei, worauf die auf- 

„richtigen Diener der Kirche Chrifti ſich gründen und 

„Sich die Hand bieten können zu dem gemeinſamen Werke“, und 

wenn fie nun um dieſer eben nur an fidh und für fih gemad- 

ten Erfahrung willen die Ueberzeugung hegt, „daß jedenfalls der 

„Herr ſeine großen Verheißungen noch nicht von der evangeliſchen 

„Kirche genommen habe.“ Iſt der Hauptgewinn des Beiſammen— 

ſeins ſo vieler Diener chriſtlicher Gemeinen eben nur der, welchen 

fie „für ihre perſönliche Gemeinſchaft“ und Ueberzeugung Davon- 
getragen haben, ſo wollen wir ſie ermahnen, recht oft und lange 
ſolch Beiſammenſein zu ſuchen. Aber als eine Forderung der 

Wahrhaftigkeit wollen wir das Begehren an ſie ftellen, für dieſe 

ihre Zuſammenkünfte den hiſtoriſch bedeutungoͤſchweren Namen der 

Synoden nicht zu mißbrauchen. 

Und welches iſt denn nun der Geiſt, welchen der Bericht der 

Verſammlung — wir hoffen — angedichtet hat? 

j Von entſcheidender Wichtigkeit für Erkenntniß deſſelben müßte 
es ſein, könnten wir den Gebrauch betrachten, welchen die Synode 
von der Freiheit, „auch über ſolche kirchliche Gegenſtände, welche 
„der Miniſterial-Erlaß nicht berührt, Wünſche vorzutragen“, ge— 
macht hat. Allein auch hier läßt der Bericht uns ohne Rath. 
Zwar erwähnt er dreier Gutachten, welche die Synode abzugeben 
hatte. Aber ſie waren vom Miniſterium und Ober-Präſidium 

gefordert, und wir erfahren nicht, wie fie lauteten. Wo wir be: 
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rechtigt find, nach dem Geifte einer energiſchen, Menſchenfurcht, und 
Menſchengefälligkeit gleich fern haltenden, in ſich gewiſſen Freudig⸗ 
keit zu forſchen, welchen nothwendig der zuerſt und vor allen Din 
gen haben muß, der Andere vertreten will: da haucht uns der 
Bericht mit dem Froſte der Halbheit an, welche im Voraus ſich 
beſcheidet, daß fie ja keine konſtitutive Macht habe und die großen 
Probleme der Gegenwart nicht löſen werde, und darum wenigſtens 
zu perſönlichem Gewinne auszubeuten ſucht, was ihr allein zu gez 
meinem Nutzen anvertraut wurde. Wo wir berechtigt ſind, in 
einer Verſammlung, welche eine Million Chriften zu vertreten bez 
rufen iſt, dem Geiſte eines würdevollen Bewußtſeins und einer 
ſchlichten, aber unverzagten Offenheit zu begegnen: da läßt uns 
der Bericht in Zweifel, ob man nicht vielleicht auch hier nur mit 
zur Zeit herrſchenden oder beliebten Ideen kokettirt habe; da führt 
er und, wie bei der Darſtellung des über die Sabbathöfeier Bez 
ſchloſſenen, Künfteleien vor das Auge; da ſcheint es faſt, als laffe 
er die Synode ſich ſelbſtgefällig preiſen, weil fie nur nichts Un⸗ 
rechtes beſchloſſen und nichts Unnützes gefordert habe. Wo wir 
den Geiſt der Demuth und der Selbſtverläugnung ſuchen, den 
Geiſt, welcher überall am Erſten nach Gottes Reiche trachtet und 
weiß, daß das andere alles zufalle; wo wir den Geiſt des Herrn 
in ſeinem heiligen Wehen und ſeiner die Schmach der Sünde til- 
genden Gewalt ſpüren und erkennen wollen, daß gewiß und wahr 
der Herr da ſei, wo auch nur zwei oder drei in ſeinem Namen 
verſammelt ſind: da ſollte der Bericht uns faſt glauben machen, 
die Verſammelten haben ſich eben nur in dunkler Ahnung als 
Beamtete der Gemeine, mit deſto ſtärkerem Selbſtgefühle aber als 
Beamtete des Staates und Berufene des Minifterd geſchaut und 
demgemäß, trotz des Bekenntniſſes es nicht zu fein, ſich doch als 
eine geſetzgebende Verſammlung angeſehen; da ſollte der Bericht 
uns faſt glauben machen, die Verſammelten haben wohl beiläufig 
für die Gemeine, hauptſächlich aber für fih geforgt. 

Und keins der 103 Glieder, aus welchen dieſe Verſammlung 
beſtand, hat ſeine Stimme zur Widerlegung erhoben! Keine Feder 
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hat fic) bis jetzt in Bewegung geſetzt, auch nur das Geringſte in 
jenem Berichte zu berichtigen! — Soll denn wirklich die Welt 
auch in ihm „eine authentiſche Quelle“ erblicken? Soll denn in 
der That der Geiſt, welcher aus ihm ſpricht, für den Geiſt der 
Synode gelten? — Das iſt ein Unrecht, welches der Synode 
von ihren eigenen Gliedern widerfährt. Es iſt ein Unrecht, wel— 
ches die zur Synode verſammelte Geiſtlichkeit gegen die Gemeine 
auf ſich ladet. 


Der Berfaffungs: Entwurf ). 


Die lirchliche Verfaſſungsfrage hat in unſerer Zeit eine hohe Bee 
deutung erhalten. Dabei iſt nun vorweg die Hoffnung als eine 
übereilte abzuweiſen, daß aus der bloßen Umgeftaltung der kirch— 
lichen Verfaſſung ſich auch ſogleich die Heilung der Gebrechen 
ergeben werde, an denen das kirchliche Leben heutzutage krankt. 
Mit Gewißheit läßt ſich ſchließen, daß aus der innern Erneuerung 
der Kirche auch die Erneuerung ihrer äußeren Geſtalt folgen 
werde. Aber nicht umgekehrt. Es nimmt jedoch dies der Ver— 
faſſungsfrage keineswegs ihre hohe Bedeutung. Das Weſentliche 
einer bedeutenden Sache kann nie unbedeutend fein, und ganz. 
gewiß gehört die Verfaſſung mit zum Weſentlichen der chriſtlichen 
Kirche. Nach der auf klares Wort der Schrift gegründeten Lehre 
der evangeliſchen Kirche iſt das Chriſtenthum allerdings die Reli— 
gion des Geiſtes. Aber es hat auch ſeine Aufgabe in der Welt. 
Nicht blos eine unſichtbare, auch eine ſichtbare, nicht blos ein ab- 
ſtraktes Ding, ſondern ein konkretes Weſen ſoll Chriſti Kirche auf 
Erden ſein. Es iſt ihr hier die Arbeit zuertheilt, nicht blos im 

*) Von dem, mit Bearbeitung der Angelegenheiten des kirchlichen Ges 
meinweſens und der Kirchenverfaſſung beauftragten Sten Ausſchuſſe wurde 
der Synode, wie auch die Zeitung berichtet, der Entwurf einer Kirchen⸗ 
Ordnung vorgelegt. Da derſelbe lithographirt einem jeden Synodal⸗ 


Abgeordneten in die Hand gegeben wurde, iſt er wenigſtens unter den 
Geiſtlichen allgemein bekannt geworden. 
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Glauben, ſondern auch für den Glauben zu fammen; nicht blos 
die Bewahrerin, ſondern auch die Trägerin des Heils zu ſein. 
Sie hat die Miſſion, das Apoſtelamt empfangen, dem Herrn den 
Weg zu bereiten, daß er von Haus zu Hauſe, von Volk zu 
Volke, über Länder und Meere und von Jahrhundert zu Jahre 
hundert ſeinen Siegeszug halte, bis endlich die Mächte der Fin⸗ 
ſterniß auf Erden ganz bezwungen ſind und die eine Heerde des 
einen Hirten vollendet daſteht. Es iſt auf das klare Wort der 
Schrift gegründete Lehre der evangeliſchen Kirche, daß fie wohl 
eine Veranſtaltung des Herrn, aber nicht eine bloße Anſtalt, daß 
ſie eine Geſellſchaft, ein Verein zur Verfolgung und Verwirkli⸗ 
chung jenes Zweckes ſei; daß Chriſtus nicht blos vereinzelte Glie— 
der, ſondern einen wohlgegliederten, lebendigen Organismus des 
von ihm angefachten neuen Lebens, einen Leib für ſeinen Geiſt, 
den heiligen Geiſt Gottes, habe in das Daſein rufen wollen, und 
beides, der eine gemeinſame Zweck und die Fügung ſo vieler, ein⸗ 
müthig ihm dienenden, aber unter ſich nach Kraft und Geſchick— 
lichkeit verſchiedenen Glieder zu einem innig verbundenen Ganzen 
bedingt weſentlich eine Ordnung, eine Verfaſſung. 

Es iſt aber auch die beſtimmte Lehre der evangeliſchen Kirche, 
daß ſie ihren Herrſcher nicht hier auf Erden habe; daß Chriſtus 
ihr einiges Haupt, und ihr ewiges Geſetzbuch, ihre unabänderliche 
Verfaſſungs-Urkunde die heilige Schrift ſei. Sie fordert darum 
mit Ernſt, daß geiſtliches und weltliches Regiment geſondert ſei. 
Sie ſtellt nicht in katholiſch- dualiſtiſcher Weiſe Staat und Kirche 
einander gegenüber. Beide haben ihr eine und dieſelbe Lebeng- 
aufgabe: Anbahnung und Darſtellung wahrhaft menſchlichen Le— 
bens. Aber ſie läugnet entſchieden, daß die Kirche in einem ab— 
foluten Subordinations-Verhältniſſe zum Staate ſtehe. Wo fie 
als menſchliche Geſellſchaft im Staate die äußere Exiſtenz bean- 
ſprucht; wo ſie in ihm das Bürgerrecht begehrt und Raum für 
Verfolgung ihres irdiſchen Lebens zweckes ſucht: da übernimmt fie 
auch die Bürgerpflücht; da unterftellt fie, wie jede andere Gee 
ſellſchaft, ſich der Aufſicht des Staates; da iſt ſie bedacht, dem 
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Staate auf ihrem Gebiete und nach ihrer Kraft zu gemeinen Bez 
ſten zu dienen. Aber ſie dient nicht blos zu Staatszwecken. Sie 
hat auch in ihm ihren Selbſtzweck. Von ihr das Opfer ihrer 
Freiheit als ſittlich-religiöſes Gemeinweſen zu Gunſten des Staates 
fordern, hieße ihr Leben fordern. Als ſittlich- religiöſes Gemein- 
weſen macht fie vielmehr den Staat ſelbſt zu ihrem Objekte. Sie 
ſetzt ſich das Ziel, auch ihn zu einem chriſtlichen zu machen, wie 
ſie jedes ihrer Glieder dazu zu machen ſtrebt. Sie bemüht ſich 
unausgeſetzt, das Volksleben chriſtlich zu geftalten, wie fie das 
Leben des Einzelnen dazu zu veredeln trachtet. Sie will den 
Staat auch dem erobern, dem ſie dient. Sie will den Staat 
auch unter das Geſetz ſtellen, welches in ihr gilt. Aber ſie will 
es allein durch jene ſtille Geiſtesmacht, welche Wahrheit imd fitt- 
liche Erhebung allezeit auf das Ebenbild Gottes üben — und 
gerade in dieſem Streben, in dieſer Arbeit erblickt ſie erſt die volle 
Leiſtung ihrer Bürgerpflicht. 

Wo aber der Staat die evangeliſche Kirche mit dieſen ihren 
Lehren, Grundſätzen und Zwecken anerkannt, d. h. wo er ſie in 
ſeinen Organismus aufgenommen hat, da hat ſie auch den vollen 
Anſpruch einer freien Nedtóperjon. Da hat fie wohlbegründeten 
Anſpruch auf Verſtattung des nöthigen Raumes zur Entwickelung 
ihres Lebens. Da kann ihr das Dafein nur mit der ausdrüd- 
lichen Bewilligung zugeſtanden ſein, nun auch in der Geſtalt, 
d. h. mit der Verfaſſung in ihm zu beſtehen, welche durch ihr 
inneres Weſen und ihre Aufgabe in der Welt bedingt wird. 

Und wollten wir nun zweifeln, daß die Kirche, daß ihre 
Glieder allezeit ein Recht haben, nach der Angemefjenheit dieſer 
Verfaſſung zu fragen? Mag auch das Leben durch die Verfaſ— 
ſung nicht kommen: es iſt wohl ſchon ein redendes Zeichen, daß 
das Leben bereits lebendiger geworden ſei; daß die innere Er— 
neuerung ſich bereits rege, wenn ſo allgemein und laut das Ver— 
langen ſich äußert, jene dem Geiſte und der Beſtimmung des 
Chriſtenthums entſprechender zu geftalten. Oder läßt es fih läug— 
nen, daß die Form dem Geiſte eine Feſſel werden könne; daß die 
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Verfaſſung das Leben der Kirche drücken könne bis zum Erdrücken? 
Und wenn es recht eigentlich auch eine Aufgabe und Abſicht der 
Reformation geweſen iſt, das individuelle Leben der Kirche aus 
feiner hierarchiſchen Erſtarrung zu erlöſen: fo iſt es ja eine hei⸗ 
lige Pflicht einzugehen auf die Klage der Gemeine, daß wieder die 
Verfaſſung das Leben ihr verkümmere. 


Es wird die Verfaſſungsfrage ſo zu einer Gewiſſensfrage. 
Ihre eigenthümliche Bedeutung; die Achtung vor dem Rechte der 
Gemeine ſie zu thun; die Beſorgniß, durch übereilte Entſcheidung 
derfelben dem chriſtlichen Leben hemmend entgegen zu treten, macht 
ſie dazu, und eben ſo der Staat und die jetzigen Inhaber der 
Kirchengewalt als die Vertreter der Gemeinen können ſich ihrer 
Beachtung nicht entziehen, weil vielleicht übereilte Hoffnungen daran 
geknüpft werden, wollen ſie ſich nicht der Strafe des Ge— 
wiſſens und der Geſchichte überliefern. 

Daß die Verfaſſungsfrage auch der Synode eine ſehr ernſte 
Gewiſſensfrage geweſen fei, berichtet nicht blos die Zeitung. Mehr 
bezeugt die Sorgfalt, welche ihr gewidmet wurde, der vorliegende, 
mit wahrhaft bewundernswerther Ausdauer zuſammengeſtellte Merz 
faſſungs⸗Entwurf. a a 


Er zerfällt in drei Abſchnitte. In 15 Paragraphen handelt 
er von der Kirchſpielsgemeine und ihrem Presbyte- 
rium; in 11 Paragraphen von der Kreisgemeine und ih- 
rem Presbyterium; in 14 Paragraphen endlich von der 
Probinzialgemeine und ihrem Presbyterium. Ueberall 
iſt auf die betreffenden Paragraphe des Allgemeinen Landrechts, 
des Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts, ja ſogar auf Verfügungen, 
Regulative und Inſtruktionen Beziehung genommen und ſolches 
durch zahlreiche Zitate dargethan. So ſehr iſt der Entwurf in's 
Einzelne gegangen, daß er in beſonderen Paragraphen Beſtim⸗ 
mungen über Zeit und Stunde der Presbyterlal- und Synodal⸗ 
Zuſammenkünfte, über die zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes 
erforderliche Zahl der Stimmenden und dergleichen außerweſentliche 
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Dinge mehr, ja fogar in einer Beilage ſchon eine Geſchäftsordnung 
für die Presbyterien brachte. 

Gewiß muß eine Verfaſſungs-Urkunde auch dieſe Aeußerlich— 
keiten beſtimmen. Gewiß werden die älteren Geſetze einer Nevi- 
ſion unterliegen müſſen, ſoll eine neue Verfaſſung in's Daſein 
treten. Aber die Synode war ja keine tonftitutibe Ver— 
ſammlung. Entſcheidungen darüber, ob die in der Zukunft 
möglicherweiſe berufenen Synoden in dieſem oder jenem Monate 
zuſammentreten ſollen? ob dieſer oder jener Paragraph des Land— 
rechts mit der nur noch im Reiche der Wünſche exiſtirenden Kir— 
chenordnung verträglich ſein werde? hatte die Synode ganz gewiß 
noch nicht abzugeben. Die gegenwärtige Verfaſſung der Kirche 
war einer Kritik zu unterwerfen. Dazu mochten diefe Paragraz 
phen dienen. Die Nothwendigkeit einer Aenderung war ſo ſchla— 
gend als möglich darzuſtellen und in ihren Grundzügen und 
Grundſätzen ein ſprechendes Bild derjenigen Verfaſſung hinzu— 
ſtellen, welche als die dem Bedürfniſſe der Kirche angemeſſenſte 
erſchien. Daß dieſe Details, welche der Entwurf enthält, der 
Synode „den unvergleichlichen Vortheil“ haben bringen können, 
„das Bild des neuen kirchlichen Gebäudes in konkreter Anſchau— 
y lichkeit vor fidh zu fehen“, wie die Zeitung rühmt, ift unmöglich 
zu glauben. Ihre Maſſe erdrückt. Es gehört ein langes Stu— 
dium dazu, aus allen dieſen Paragraphen und Zitaten ſich ein 
klares Bild zu erbauen. Immer aber drängt ſich unter der Bee 
ſchäftigung damit die Frage auf: ob nicht alle dieſe Mühe ver— 
geblich, ja die ganze Zuſammenſtellung eines Verfaſſungs-Ent— 
wurfes behufs der Formirung eines Antrages eine voreilige und 
wohl gar eine anmaßliche geweſen ſei und der Synode eben ſo 
die Mißbilligung des ihr das Arbeitsfeld eröffnenden Miniſters 
wie der ſie in daſſelbe ſendenden Gemeinen zuziehen müſſe? — 
So weit geht die Vollmacht nicht, welche dieſe ihren Dienern am 
Worte als ihren Vertretern gibt, daß ſie ihnen allein die Auf— 
ſtellung eines neuen Grundgeſetzes überließe. Wie die Kirchen— 
Verfaſſung nun einmal iſt, gehört es mit zu dem von ihren 
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Gemeinen empfangenen Auftrage der Geiſtlichen, fie vermittelnd 
und abwehrend zu vertreten. Aber die geſetzgebende Gewalt hat 
die Gemeine nicht und konnte fie alfo auch nicht auf ihre Geift- 
lichen übertragen. Haben dieſe von dem nachtheiligen Einfluſſe 
der beſtehenden Verfaſſung auf das kirchliche Leben Ueberzeugung 
gewonnen, fo ift es ihre Pflicht, es offen und begründet darzu— 
legen und Aenderung zu fordern. Aber wenn die Kirche eine 
neue Verfaſſungs-Urkunde erhalten foll, fo kann nur der ihr ſolche 
geben, in deſſen Hand als angeerbtes Recht jetzt das Regiment 
der Kirche ruht, und wenn die Kirche dabei gehört werden ſoll, 
wenn fie rathend oder einwilligend oder ſelbſtbeſtimmend aufzu⸗ 
treten berufen wird, können nimmer die Geiſtlichen ſich anmaßen, 
allein oder auch nur zuerſt gehört zu werden. Sie ſind Diener 
der Gemeine und müſſen alſo hier in dem Moria Falle auch 
beſondere Vollmacht haben. 

Wir können jedoch noch eine andere Erklärung der verwun— 
derlichen Erſcheinung aller dieſer Landrechts-Paragraphen in dem 
Verfaſſungs-Entwurfe wagen. 

Dem Verfaſſungs-Entwurfe iſt der Beſchluß vorausgeſchickt, 
welchen die Synode ſeinetwegen in ihrer zweiten Sitzung faßte 
und an welchen die arbeitende Kommiſſion ſich zu halten hatte. 
Er lautet: i 

„Die evangeliſche Geiſtlichkeit ſteht nach Schrift und Kirchen⸗ 
„prinzip weſentlich weder über noch außer, ſondern in der 
„Gemeine. Daß dies gegenwärtig nicht ſo allgemein aner⸗ 
„kannt wird, deutet auf ein weſentliches Mißverhältniß in der 
„Kirchen- und Gemeine-Verfaſſung. Dieſes Mißverhältniß fin- 
„den wir einerſeits darin, daß die ſtändige Kirchen⸗Verwaltung 
„vorzugsweiſe der Polizeimacht im Staate anheimgegeben ift, 
„andrerſeits darin, daß alle nicht mit dem Predigtamte betraute 
„Mitglieder der Gemeinen verfaſſungsmäßig bei Leitung der ine 
„neren kirchlichen Gemeine- Angelegenheiten ausgeſchloſſen ſind. 

„Deshalb iſt die freie Betheiligung der Gemeineglieder an 
„äußeren und inneren kirchlichen Gemeine- Angelegenheiten in der 
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„Kirchſpiels-, Kreis- und Provinzialgemeine (ohne Ausſchluß 
„weiterer Entwickelung) in engſter Anknüpfung an die beftchen- 
„den Verhältniſſe zu erzielen; was allerdings einſchließt, daß 
„die Kirchen-Geſetzgebung und Verwaltung dem angemeſſen ſich 

` geſtalte, und daß namentlich nur Eine Provinzialkirchenbehörde 
„hingeſtellt werde.“ 

In dieſem Beſchluſſe erſcheinen uns ſogleich die Worte: „in 
yengſter Anknüpfung an die beſtehenden Verhältniſſe“ als ein ganz 
fremdartiger Beſtandtheil. Die beſtehenden Verhältniſſe ſind es ja 
eben, gegen welche die Synode die ſchwerſte Anklage richtet. So 
nachtheilig, fo durchaus verderblich für das kirchliche Leben und 
Bewußtſein ſollen eben ſie gewirkt haben, daß ſelbſt das einfache 
Grundverhältniß, von welchem jede kirchliche Gemeinſchaft ihren 
Anfang nimmt, der Erkenntniß entrückt und eben dadurch allerdings 
der Entwickelung eines freien Glaubenslebens in der Kirche eine 
ſchwere Feſſel angelegt ſei, nämlich der unmittelbar neben dem 
Material-Prinzipe der deutſchen evangeliſchen Kirche ſtehende Satz: 
Die Geiſtlichkeit ſteht weſentlich weder über, noch außer, ſondern 
in der Gemeine! — Daß hier eben nur die Verfaſſungsverhält— 
niſſe gemeint ſeien, wird unumwunden geſagt. Der ſich aus dieſer 
Ueberzeugung ergebende Wunſch kann alſo auch nur auf eine ſolche 
Aenderung der Verfaſſung gerichtet fein, wodurch jenes Mißver— 
hältniß gehoben und jenem Grundverderben geſteuert wird. Es ift 
nicht ein Verlangen ausgedrückt, die Kirche vom Staate zu tren- 
nen. Aber daß ſie ſelbſt im Staate zu einer Macht erhoben 
werde; Anerkennung der Kirche als eine freie Geſellſchaft mit dem 
Lebens- und Bewegungstriebe der Selbſtändigkeit wird einzig und 
allein als Heilmittel für den nachgewieſenen Schaden hingeſtellt. 

Wie die den Antrag ſtellende Kommiſſton die auf ſolchem 
Grunde zu erbauende Verfaſſung gedacht habe, erhellt aus folgen— 
dem Schema, welches ſie jenem hinzufügte: 


Gemeine: Presbyterium: 
— m, >, 
Kirchſpielsgemeine, weiteres Presbyterium, engeres Presbyterium, 
Kreisgemeine, Kreis - Synode, Kirchenrath, 


Provinzialgemeine. Provinzial = Synode. Konſiſtorium. 
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Es kann dies offenbar nur fo gedeutet werden, daß die Verfaſſung 
einerſeits den Aufbau der Kirche aus der Gemeine, von der Lokal— 
bis zur Provinzial- und darüber hinaus bis zur Landes- und 
Menſchheitsgemeine hindurch, und andererſeits den Organismus des 
der Gemeine ſelbſt beiwohnenden Kirchenregiments nach feinen Deiz 
den Seiten, der geſetzgebenden und der vollziehenden (verwaltenden) 
darſtellen folle. Neben dem Presbyterium fo wenig, als über 
Gemeine und Presbyterium wird noch eine andere Macht bezeichnet, 
aus welcher das Kirchenregiment ſich entwickelt. Das Presbyterium 
ſelbſt ift alfo als der von der Gemeine zum Regimente beftellte 
Körper betrachtet. Es tritt beſchließend und anordnend auf als 
weiteres Lokalgemeine- Presbyterium, als Kreis- und als Provin- 
zial-Synode; Beſchlüſſe ausführend und verwaltend, als Colle- 
gium qualificatum aus dem Presbyterium hervorgegangen, als 
engeres Presbyterium, als Kirchenrath, als Konſiſtorium. Es iſt 
dies der Entwurf zur reinſten Presbyterial-Verfaſſung. 

Dem widerſpricht aber geradezu der eingeſchobene Paſſus: 
„in engſter Anknüpfung an die beſtehenden Verhältniſſe.“ Beſte⸗ 
hende Verhältniſſe haben ein unbeſtrittenes Recht auf Achtung und 
Schonung, doch nur ſo lange, als fie nicht verderblich werden. 
Das follen aber die gegenwärtigen kirchlichen Verfaſſungsverhält⸗ 
niſſe fein. Die „engfte Anknüpfung“ der vorgeſchlagenen Presby⸗ 
terialverfaffung „an die beſtehenden Verhältniſſe“, d. h. an die 
Konſiſtorialverfaſſung, oder, was daſſelbe ſagt, die Annahme der 
erſteren und Beibehaltung der letzteren, ja auch nur ihre Verſchmel— 
zung in ein Drittes iſt unmöglich, da ſie prinzipiell verſchieden, 
direkte Gegenſätze ſind. 

Den Schlüſſel zu dieſem Räthſel könnte uns vielleicht der 
ſchon beleuchtete Zeitungs-Bericht darreichen. 

Die Tendenz deſſelben, den wahren Charakter der Synode 
und ihrer wichtigeren Beſchlüſſe zu verhüllen, tritt hier beſonders 
ſtark hervor. Der beſtimmte Ausdruck des Synodalbeſchluſſes „in 
„engſtem Anſchluſſe an die beſtehenden Verhältniſſe“ 
ift mit dem milderen, unbeſtimmten „unter möglich ftem 
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»Anſchluſſe an das hiſtoriſch und geſetzlich Beftepenbe' 
vertauſcht. Mit gleich argloſer Miene wird recht ſtark „die bez 
„lebende Kraft“ gerühmt, welche „das Presbyterial-Synodal— 
„Prinzip in der evangeliſchen Kirche der Rheinlande feit Jahrhun— 
„derten auf's Heilſamſte bewährt hat““, aber eben fo ſtark auch, 
daß dieſe, alſo an Erfahrungen ſo reiche, Kirche jetzt eben auch 
ſich bemühe beide Prinzipe, das presbyteriale und das konſiſtoriale, 
einander durchdringen zu laſſen, während doch jene Kirche 
bekanntlich ſeit Jahren und auch jetzt unverändert 
ringt, das ihr feindlich aufgedrungene konſiſtoriale 
Element zu überwinden, jetzt, indem ſie die Kon— 
ſiſtorien als Collegia qualificata in ſich aufzunehmen 
ſich bereitet. Wo der Punkt ſei, in welchem die von Unten 
her emporſteigende Presbyterialverfaſſung und die von Oben her 
begegnende Konſiſtorialverfaſſung zuſammentreffen, wo ihr Eini- 
gungspunkt und damit der Mittelpunkt, das Prinzip der neuen 
Verfaſſung liege, hütet der Bericht fih zu fagen. Der Indiffe— 
renzpunkt kann es nicht ſein. Wir hätten dann keine Verfaſſung. 
Das „von Oben her“ des Konſiſtorial-Elements redet von ſelbſt. 
Wir follen glauben, das Presbyterial-Prinzip habe fid) geltend 
gemacht. Der Bericht aber kann nur ſchwer feine Freude bergen, 
daß es doch gelungen ift, dieſen Dämon zu bannen. Es iſt bez 
kannt genug, daß es nicht an ſolchen fehle, die dem Zeitgeiſte wohl 
als Opfer den Schein und Namen, nicht aber das Weſen der 
Presbyterialverfaſſung zugeſtehen möchten; die wohl für die Kirche 
einen anderen Regierungsmechanismus, nicht aber eine andere Rez 
gierung fordern. Wir werden faſt zu dem Glauben gezwungen, 
daß ſie auch auf die Synode Einfluß zu üben verſtanden haben, 
und daß alſo in der That in den Worten „in engſter Anſchließung 
an die beſtehenden Verhältniſſe“ nicht blos die unverfängliche Er— 
klärung enthalten ſei: wie kein gewaltſamer Umſturz, ſondern nur 
eine natürliche und wohlbermittelte Entwickelung angeſtrebt werde, 
ſondern eine Feſſel für den Sten Ausſchuß, der nun nicht weiter 
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fih bemüßigt fah, nur die Anknüpfungspunkte für eine ſolche Ent- 
wickelung in den beſtehenden Verhältniſſen nachzuweiſen, ſondern 
mühſelig die beſtehenden Geſetze und Verordnungen gruppirt, um 
das alte Kleid mit einigen Lappen neuen Tuchs zu flicken; um 
wohl das der Menge liebe und, wenn ſchon als Grund alles 
Uebels verklagte, fo doch bequeme Alte als unangetaſtet zu eriveis 
fen und doch möglichſt viel von der ihm ſelbſt theuren Preöbyte⸗ 
rial⸗Verfaſſung zu retten und auch in dieſer Verbindung und Ver⸗ 
kümmerung der Kirche zum Segen zu machen. Vielleicht wird ſich 
das Urtheil über diefe dunkle Seite des beſprochenen Synodalbe⸗ 
ſchluſſes und der darauf gegründeten Arbeit des Sten Ausſchuſſes 
einſt durch Befragung der Synodalprotokolle feſtſtellen laffen, und 
es wird fic) dann ergeben, ob hierin die Synode den Ausſchuß 
oder der Ausſchuß die Synode mißverſtanden habe? oder auch, ob 
es in der That habe gelingen können, die Synode über den, durch 
die eingeſchobenen Worte in ihren Beſchluß gebrachten, Widerſpruch 
zu täuſchen? > 

Das Einzelne des Verfaſſungsentwurfes ſelbſt zu beſprechen, 
liegt vor der Hand keine Veranlaſſung vor. Erſt dann wird es 
nöthig ſein, wenn etwas über die Beachtung verlautet, welche er 
vielleicht höheren Ortes findet. Eine Beleuchtung ſeines Grund⸗ 
charakters dürfte indeß nach dem Obigen nicht zu umgehen ſein. 

Die Verfaſſung der Kirche ſoll in Verbindung mit dem Kul⸗ 
tus eine Abſpiegelung, eine thaͤtſächliche Darlegung der Kirchenlehre, 
gleichſam der Körper ſein, durch welchen die Lehre als ſeine Seele 
ſich manifeſtirt. Beſtimmungen über die Verfaſſung gehören darum 
unläugbar gleich denen über Lehre und Kultus zu den inneren 
Angelegenheiten der Kirche. In jeder Kirchenordnung müſſen aber 
vier Punkte ihre Erledigung finden. Es müſſen durch dieſelbe die 
Verhältniſſe der Kirche und des Staates, der Einzelgemeine zur 
Kirche, des Geiſtlichen zur Gemeine und des Geiſtlichen zu ſeinen 
Amtsgenoſſen genügend feſtgeſtellt und umſchrieben ſein, oder ſie 
erfüllt ihre Beſtimmung nicht. 
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Unter allen Verfaſſungen, in denen nur die ebangellſche 
Kirche ihre äußere Exiſtenz gefunden hat, ſpiegelt keine ſo treu und 
ſicher die evangeliſche Lehre ab als die preébyteriale. 


In Feſtſtellung des Verhältniſſes von Staat und Kirche geht 
ſie von dem Grundſatze aus: daß beide von Gott geſetzte, aber 
berſchiedene und auf ihren Gebieten von einander unabhängige Ord- 
nungen menſchlichen Daſeins ſind. Eine Vermiſchung weltlichen 
und geiſtlichen Regiments ift ihr unchriſtlich; denn Chriftus hat 
gejagt: mein Reich iſt nicht von dieſer Welt. Sie proteſtirt gegen 
den Caeſareopapibmus in jeglicher Geſtalt. Die letzte Entſcheidung 
in ihren Angelegenheiten (über Lehre, Kultus und Verfaſſung) 
ſteht nicht bei den Behörden des Staates, ſondern bei der Gene: 
tal: Synode, einer Behörde, welche unter Mitwirkung jeglicher 
Gemeine und fomit jeglichen Gliedes der Kirche gebildet iſt, und 
alfo, ſoweit es auf Erden möglich ift, in fic) die Bürgſchaft trägt, 
daß ihre Ausſprüche der Ausdruck des kirchlichen Gemeingeiſtes 
ſind. Die Ausführung des von der Synode Beſchloſſenen und 
in Geſetzeskraft Getretenen, die Handhabung und Ueberwachung der 
irchlichen Ordnung ſteht bei Behörden, welche von der Synode 
ihren Auftrag und ihre Vollmacht haben. Die Presbyterialver⸗ 
faſſung iſt aber weit entfernt, den entgegenſtehenden Irrthum zu 
nähren, die Kirche und den Staat einander entgegenzuſetzen und 
in jenem wohl gar die Welt und in ſich das Reich Gottes zu 
ſehen. Sie geſteht dem Staate unweigerlich das ius reforma- 
tionis territoriale zu. Sie unterſtellt die Kirche den Bedin⸗ 
gungen, unter welchen er ſie entweder nur dulden oder in ſeinen 
Organismus aufnehmen will. Sie geſteht ihm unweigerlich die 
inspectio secularis zu und unterwirft alle ihre Beſchlüſſe dem 
Placitum regium, ohne welches fie nicht in Wirkſamkeit treten. 
Sie nimmt dankbar die advocatia ecclesiastica an und ſtellt 
ſich, ihre Anftalten und ihre Glieder unter des Staates Shub. 
Er behält, wo ſie gilt, zweifelsohne nicht blos das Recht, ſondern 
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auch die Macht alle feine Intereffen der Kirche gegenüber wahrzu⸗ 
nehmen. Nicht mit einer Hierarchie hat er es zu thun, ſondern 
im Rathe und Regimente der Kirche ſitzen auch ſeine Glieder, ſeine 
Diener. Seine Diener, ſeine Unterthanen ſind die Beamteten der 
Kirche, und ſo mag er es ohne Gefährdeertragen, daß die Beamteten 
der Kirche nicht ſeine Diener und Unterthanen ſeien. Kein Amt 
in der Kirche wird vergeben, ohne daß der Staat den Berufenen 
in ihm beſtätigte. Die Kirche gewährt mit einem Worte voll und 
treu dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt. Wo die bürgerliche Obrig— 
keit nur als Stellvertreter eines chriſtlichen Volkes erſcheint und der 
Kirche dadurch nie das Bewußtſein ihrer Freiheit von Menſchen⸗ 
Herrſchaft geſchmälert werden kann: da hat die Presbyterialkirche 
nichts einzuwenden, wenn durch Uebertragung die Zügel auch des 
Kirchenregimentes in jener Hand gegeben werden. Sie iſt keine 
Demokratie und will es nicht ſein. Ihr unumſchränkter Herr iſt 
Jeſus Chriſtus, ihr unantaſtbares Geſetz die heilige Schrift. Aber 
Freiheit und Gleichheit find die unverlierbaren Rechte aller Unter- 
thanen; die Episkopalgewalt, das Regiment der Kirche als Geſell— 
ſchaft iſt das unveräußerliche Recht der Geſammtheit. 


In Feſtſtellung des Verhältniſſes der Einzelgemeine zur Kirche 
geht die Presbyterialverfaſſung von dem Grundſatze aus, daß jene 
das Kleinbild und ein weſentliches Glied von dieſer ſei. Ihre 
Freiheit und ihr Recht findet die natürliche Begrenzung in Recht 
und Freiheit der andern und in der Nothwendigkeit, ſich organiſch 
in das Ganze zu fügen, Das Presbyterium, gebildet aus den 
von der Gemeine zu ihrem Dienſte und ihrer Vertretung Berufe: 
nen, vertritt in der Gemeine die Gewalt der Kirche und in der 
Kirche die Freiheit der Gemeine. Die Presbyterialkirche ift dem 
Independentismus entſchieden feind. Aber fie fordert für die Ein- 
zelgemeine das, was ihr das Bewußtſein individuellen Daſeins und 
der Gleichberechtigung und ene zur nen der 
Kirche ſichert. 


| 
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Das Verhältniß des Geiſtlichen zur Gemeine ſtellt die Pres⸗ 
byterialverfaſſung in einer Weiſe feſt, daß er weder über, noch 
neben der Gemeine erſcheint, ſondern recht eigentlich in derſelben. 
Er wird unter entſcheidender Betheiligung der Gemeine zum Dienſte 
am Worte berufen. Aber er iſt nicht das Ein und Alles in der 
Gemeine. Er findet nur eben ſeine Stelle im Presbyterium, und 
wie ihm ſein Amt unangetaſtet bleiben muß, ſo darf er nicht in 
das Amt ſeiner Mitälteſten greifen. Er iſt nicht einmal der allei⸗ 
nige Seelſorger von Amts wegen bei der Gemeine, ſondern er 
theilt dieſe Pflicht mit dem Presbyterium und erſcheint in ihrer 
amtlichen Uebung als deſſen Beauftragter. Ihm wie ſeinen Mit⸗ 
älteſten iſt nicht ein ſie von der Gemeine ausſondernder, ſondern 
eben nur der allgemeine Chriſtenberuf zu Theil geworden, wobei 
ihnen nur die Gnade ward, daß dieſer auch zugleich ihr Amt, ihr 
Beruf in dieſer Welt ſein darf. Mit dem Aufgeben des Amtes 
erliſcht darum auch völlig ihre Befugniß zu einer Handlung des 
Amtes. Die Presbyterialverfaſſung proteftirt gegen die Unterſchei⸗ 
dung eines Klerus und der Laien in Gottes prieſterlichem Volke 
und darum gegen jede Klerokratie. In den kirchlichen Regierungs- 
Körpern ſind neben den Dienern am Worte auch andere Aelteſte 
in mindeſtens gleicher Zahl vorhanden. Aber ſie verwahrt auch 
das Predigtamt als ein von Gott geordnetes Miniſterium vor 
ſektireriſcher Geringſchätzung. Erſt mit Einrichtung des Predigt— 
Amtes tritt eine Gemeine als der Kirche Glied in's Daſein. Unter 
allen Aelteſten wird nur der Diener am Worte nicht auf Zeit ge⸗ 
wählt. Der Prediger iſt geborener Vertreter der Gemeine im 
Presbyterium und der Synode. Die Presbyterialverfaſſung um- 
giebt ihn nicht mit Schein aber mit Würde. Sie giebt ihm keine 
Obrigkeit und Gewalt, aber fie macht ihn zum Führer freier Glie- 
der Chriſti und ſichert ihm jenen im Vertrauen wurzelnden Einfluß, 
welchen keine äußere Macht und Ehre erſetzen kann. 

Im Verhältniſſe der Geiſtlichen zu einander kennt die Preg- 
byterialverfaſſung keine weſentliche Verſchiedenheit derſelben, keine 
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hierarchia ordinis, keine auf vorgeblich göttlicher Ordnung 
ruhende Rangabſtufung der Prediger des Wortes. Nicht als or- 
binirter Geistlicher, aber als Prediger des Evangeliums und Ver— 
walter des Sakraments iſt der Diener des Wortes ihr ein Nach— 
folger der Apoſtel. Als Präſes des Presbyteriums iſt er ihr ein 
Biſchof. Gewarnt durch die Geſchichte flieht fie auch den hierar⸗ 
chiſchen Schein. Darum fragt fie bei jeder geiftlichen Amtshand⸗ 
lung nicht nach der höheren oder niederen geiſtlichen Würde, ſon— 
dern nach dem Auftrage der Kirche. Die zu wichtigeren Kirchen⸗ 
ämtern Berufenen ſtellt ſie unter die aus gewöhnlichen Dienern 
am Worte und Aelteſten gebildeten Synoden als deren Kommiſ⸗ 
ſarien. Sie fordert als unerläßliche Bedingung der ordentlichen 
Berufung für fie den durch die Wahl ausgeſprochenen Auftrag 
der Kirche. Aber gegen ein auf ſolcher Grundlage entſtandenes, 
weder die Idee der weſentlichen Gleichheit aller Diener des Wor⸗ 
tes noch die des allgemeinen Prieſterthums aller Erlöſeten -Jefu 
Chrifti gefährdendes und darum allein evangeliſches Biſchofzamt 
als das eines mehreren Gemeinen geſetzten, nicht vom Staate ſon⸗ 
dern von der Kirche, unter beſonderer Mitwirkung der zu beauf⸗ 
ſichtigenden Gemeinen, berufenen Aufſehers und Vorſtehers hat der 
Presbyterianismus feinem Weſen nach nichts zu erinnern. +) 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß dieſe Verfaffung auf 
unübertreffliche Weiſe den Lehrinhalt und Geiſt der evangeliſchen 
Kirche darſtelle; daß ſie mit ſolcher Nothwendigkeit ſich aus dem 
Weſen und Leben der Kirche ergebe, daß allerdings auch die Rück⸗ 
wirkung von ihr auf das Leben mit Zuverſicht erwartet werden 
mag. Sie ſichert die Kirche vor jeder Verwechſelung mit „der 
Polizeimacht im Staate.“ Sie giebt ihr Einheit ohne Erftarrung. 


*) Wir erinnern hiebei an die durch die Ordination ihres Seniors, 
Konſiſtorialrath Siedler in Hofer) neuerdings wieder ing Gedächtniß 
gerufene Verſaſſung der polniſchen Unität. 
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Sie verleiht ihr Würde und bewahrt ihr die Demuth. Sie macht 
ſie frei und doch gehorſam. Sie füllt die Kluft aus zwiſchen den 
Geiſtlichen und Gemeinen. Sie weißt jedem Theile ſeine natürliche 
Stelle an, der Gemeine als Glied der Kirche, dem Geiſtlichen als 
ihrem Munde und Gewiſſen, der Diakonie als ihrer Hand, beiden 
in Gemeinſchaft als ihrem Anwalte, der Staatsgewalt als ihrem 
Schirmherren. Sie gewährt das Bild eines wahren, heiligen Bru⸗ 
derbereines unter Menſchen, eines wahrhaft lebendigen Leibes, Def- 
ſen Haupt Chriſtus iſt, an welchem jeder Chriſt ſich als ein für 
des Ganzen Integrität werthvolles und weſentliches Glied begreifen 
lernt und eben dadurch fih- zu chriſtlicher Thätigkeit verpflichtet 
und geſpornt fühlen muß. Die Erfahrung von Jahrhunderten hat 
die ſegensreiche, belebende Macht dieſer Verfaſſung in der evange⸗ 
liſchen Kirche ſelbſt erwieſen. Sie gliedert ſich ſo einfach und legt 
ſo klar ſich nach allen ihren Beziehungen dem Betrachtenden dar. 
Aber ſie läßt ſich auch ſogleich als ſo in ſich geſchloſſen, als ſo 
konſequent und ganz erkennen, daß die Nothwendigkeit einleuchtet, 
ſie entweder anzunehmen, ganz, wie ſie iſt, oder ſie 
nicht zu haben. 


Es würde leicht ſein nachzuweiſen, was der deutſchen evan⸗ 
geliſchen Kirche bis jetzt den Segen dieſer Verfaffung entzogen hat, 
und wenn es ſich ergäbe, daß die einſeitige Hervorhebung ihres 
Material- Prinzips, der Lehre von der Rechtfertigung durch den 
Glauben, hier das wirkende geweſen und die Kirche vorwiegend 
zur Kirche der Theologen und zum hilfloſen Pfleglinge des Staa⸗ 
tes gemacht habe: ſo würde darin vielleicht für die Gemeine jetzt 
eine Warnung liegen, gerade hier ihren geiſtlichen Vertretern nicht 
zu biel allein anheimzugeben. Für den gegenwärtigen Zweck ge- 
nügt es jedoch, auf die wunderliche Erſcheinung hinzudeuten: daß 
man in der evangeliſchen Kirche, die evangeliſche Kirchenzeitung an 
der Spike, fih immer noch fo gebährden kann, als müſſe die wahre 
evangelische Kirchenverfaſſung erft erfunden werden. 


40 


Der hierin enthaltene Vorwurf trifft nun auch den uns 
vorliegenden Verfaſſungs-Entwurf. Er bringt uns ($. 1—3., 
$. 16. und $. 27.) Begriffs = Beftimmungen von der Lokal-, Kreis: 
und Provinzial- Gemeine. Er weif't (F. 5 ff., $. 17 ff. und $. 28 ff.) 
jeder dieſer Gemeinen ihr Presbyterium zu und bringt Beſtim⸗ 
mungen über die Bildung derſelben durch Wahl der Kirche und 
über ihren Geſchäftskreis. Sie beantragt ($. 3.) die Aufhebung 
von Zuſatz 177. des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts und will alſo 
der Gemeine bei der Predigerwahl wenigjtenó ein begründetes Wi- 
derſpruchsrecht eingeräumt ſehen. Er läßt ($. 12. 13.) die Ael⸗ 
teſten als Gehilfen des Pfarrers bei Handhabung der kirchlichen 
Ordnung, bei Aufnahme neuer Gemeineglieder (auch der Confir⸗ 
manden), bei der Seelſorge erſcheinen. Er läßt ($. 19., . 21 ff.) 
die Superintendenten auf Zeit wählen. Er überträgt den Proz 
vinzial-Synoden ($. 31.) fogar das Recht, über die inneren kirch— 
lichen Angelegenheiten. Beſchlüſſe zu faſſen, welche nach erlangter 
Beſtätigung der Landesobrigkeit in Kraft treten. Das ſind ohne 
Zweifel Einrichtungen, welche der Presbyterial-Verfaſſung entlehnt 
wurden und um ihretwillen hat wohl auch das Gerücht Verbrei— 
tung finden können: die Synode habe dieſe in Antrag gebracht! 
— Aber es iſt nicht richtig, wenn der Zeitungsbericht ſagt, daß 
das Presbyterial-Synodal-Prinzip in dem vorliegenden Ent⸗ 
wurfe entfaltet ſei. Das Prinzip der Presbyterial-Verfaſſung ift 
die evangeliſche Behauptung der Unabhängigkeit der Kirche Chriſti 
vom Staate und das Verbot einer Vermiſchung des weltlichen 
und geiſtlichen Regiments. Vergebens ſuchen wir dieſen Grind- 
ſatz an der Spitze des Entwurfes; vergebens in ihm ſelbſt. Die 
bisherige Kirchenverfaſſung ift die konſiſtoriale, alfo die mobdifizirt 
biſchöfliche (Allgemeines Landrecht II. 11. $. 143.). Dies adop⸗ 
tirt der Entwurf ($. 39.) ohne Einwendung. Die höchſte geift- 
liche Behörde iſt und bleibt ein vom Landesherrn auf Lebens⸗ 
zeit ernanntes Konſiſtorium ($. 38.). Präſidium und Direktion 
deſſelben verbleiben einem vom Könige ernannten Präſidenten und 
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General - Superintendenten ($. 40.). Ihre und des Konſiſtoriums 
Inſtruktionen bleiben in allen im Entwurfe nicht namhaft gemach⸗ 
ten Punkten maßgebend (§. 39. und 40.). Das Konſiſtorium 
ſteht alfo (nach Inſtruktion von 1817 6. 2, 1.) über der Sy⸗ 
node. Die geſetzgebende Gewalt, das eigentliche Kirchenregiment 
bleibt der höchſten Landesobrigkeit und wird in deren Namen und 
nach deren Anweiſungen von den dazu geſetzten Behörden und 
Beamteten gehandhabt. Die Verfaſſung bleibt die tonfiftoriale “). 


Daneben ſcheint aber der Entwurf eine recht gründliche Ver⸗ 
miſchung des weltlichen und geiſtlichen Regiments bezweckt zu ha⸗ 
ben, deſſen nothwendige Sonderung recht evangeliſch und mit 
großer Weisheit unſere Staatsbehörde in der Theilung zwiſchen 
Regierung und Konſiſtorium ausgedrückt hat. 


In dem maßgebenden Synodalbeſchluſſe wird es als nöthig 
zu befferer Geſtaltung der kirchlichen Verhältniffe bezeichnet, „daß 
nur Eine Provinzial-Kirchenbehörde hingeſtellt werde.“ Unter 
der Borauśjeung, daß der zum Beſchluſſe erhobene, urſprüngliche 
Antrag des fünften Ausſchuſſes auf eine Presbyterial-Verfaſſung 
gerichtet war, konnte unter dieſer Provinzial - Kirchenbehörde nur 
eine ſolche gedacht werden, welche die dem Staate unentziehbar 
zuſtehenden jura circa sacra wahre und überhaupt die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Staat und Kirche vermittele, während das 
eigentliche Episkopalrecht der Kirche zurückgegeben und von ihr 
ſelbſt durch ihre Synoden und deren Ausſchüſſe gehandhabt 
würde. Die Kirche würde dann im Staats + Organiomus als 


+5 Es würde vergeblich fein, fih ein überſichtliches Bild von den 
gegenſeitigen Beziehungen der Synoden auf einander, der Kreis Sy: 
node zum Kirchenrathe und der Provinzial: Synode zum Konfiftorium 
machen zu wollen. Immer aber erſcheint die letztere als regelmäßig 
einberufene Kommiſſion zur Begutachtung vorgelegter Gegenſtände und 
mit dem Rechte der Petition. Wie viel dies auch werth ſei — eine 
Geltendmachung des Presbyterial-Synodal-Prinzipes iſt es nicht. 
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Korporation dageſtanden haben, unterthan der Obrigkeit und von 
ihr überwacht und geſchützt, aber innerhalb der ihr zugeſtandenen 
Grenzen frei waltend. Nicht mehr ein Beſtandtheil und Hebel 
„der Polizeimacht“, würde fie ſelbſt als eine Macht, als die 
Macht des ſittlich-religiöſen Geiſtes, dem Staate für ſeine Zwecke 
gedient und in ähnlichem Verhältniffe zum Landesherrn geſtanden 
haben, wie etwa die Juſtiz. Nach wie vor würden der Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten, der Oberpräſident, vielleicht auch 
der General- Superintendent, dieſer aber dann nicht als Kirchen-, 
ſondern als theologiſcher Staatsdiener, den Staat der Kirche 
gegenüber zu vertreten haben, und die Behörde, welcher dies als 
Reſſort überwieſen wäre, bliebe natürlich die Regierung 
mit ihrer aus theologiſch befähigten Perſonen beſtehenden Kirchen⸗ 
und Schulen-Abtheilung. Ihr war bisher ſchon in freilich nicht 
ganz ſcharfer Sonderung die Wahrung der jura circa sacra 
aufgetragen und ſie bliebe in ihrem Wirkungskreiſe. 


Statt deſſen trägt der Entwurf ($. 39.) an, daß bon den 
Regierungen auf die Konſiſtorien übertragen werden ſolle: 


ya) die Beſetzung ſämmtlicher dem landesherrlichen Patronat⸗ 
„rechte unterworfenen geiſtlichen und Schullehrerſtellen, fo 
© wie die Beſtätigung der von Mediat-Patronen und Gemei- 
„nen dazu erwählten Subjekte und die Uebung des Devo—⸗ 
„lutionbrechteb.“ 
Das Patronat it ein geſchichtlich zu Recht beſtehender Privat⸗ 
befig des Landes herren und er kann daher, was er davon nicht 
in Gnaden zum Beſten der Kirche aufgeben will, nur durch die 
Regierungen verwalten laſſen. Die Uebertragung dieſer Funktion 
auf die landesherrlich ernannten ($. 38.) Konſiſtorien als auf die 
zur Zeit mit Handhabung der biſchöflichen Gewalt betraute We- 
horde wäre eine Anerkennung, daß eben nur der Landes biſchof 
es fei, von welchem alle geiſtliche Dignität und Autorität Her- 
fließe, und dies wäre anti = evangeliſch, während eine ebangeliſche 


43 


Gemeine ganz wohl das ihr grundſätzlich zuſtehende und zu ihrer 
Episkopalmacht gehörende Recht der Vokation ihrer Diener in 
das Privatrecht eines ihrer Glieder verwandeln kann, ohne damit 
dem Grundſatze zu widerſprechen. 


Nach dem Entwurfe ſoll ferner von den Regierungen auf 
die Konſiſtorien übertragen werden: 


„b) die Beobachtung der Amts- und moraliſchen Führung 
„der Geiftlichen und Lehrer“; 

we) die Aufſicht über ſämmtliche äußere Kirchen- und Schul⸗ 
„Angelegenheiten, insbeſondere über die geſammte Kirchen⸗, 
„Schulz, kirchliche Armen- und Stiftungs-Vermögen;“ 


„g) die Einrichtung, Zuſammenziehung oder Vertheilung 
„von Parochien und Schul- Sozietäten nach den darüber 
„ beſtehenden Geſetzen.“ 


Alle dieſe Funktionen, ſo wie die unter a) genannte Be⸗ 
ſtätigung der von Mediat - Patronen Berufenen und die Aus⸗ 
übung des Devolutionsrechtes gehören unſtreitig zur inspe- 
ctio secularis und advocatia ecclesiastica, find alſo Uebun⸗ 
gen weltlichen Regiments und müſſen in der Hand der Regie- 
rungen bleiben. 


„d) die Aufrechterhaltung der äußeren Kirchenzucht und Ordnung, 
„ſoweit nicht die Landespolizei eintritt.“ 


Schon weil eine äußere Zucht und Ordnung nur mit 
äußerer Gewalt aufrechterhalten werden kann und mit dem bürger⸗ 
lichen Leben auf Innigſte verſchmolzen ift, kann hier nur der 
weltliche Arm in Bewegung geſetzt werden. Dazu kommt noch 
das jus reformationis und die inspectio secularis. 


Desgleichen können 


„f) die bisher der Regierung überlaſſenen Dispenſationen und 
„Conceſſionen“ 
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nicht unbedingt aus der Hand der weltlichen Behörde in die der 
geiſtlichen übergehen ohne Vermiſchung beider Gewalten, weil ein 
Theil derſelben unſtreitig rein bürgerlicher Natur ift und nicht dem 
Kirchen-, ſondern dem bürgerlichen Geſetze angehört. 


Das Eingehen auf die im Entwurfe bei dieſen Beſtimmun⸗ 
en angezogenen Geſetzesparagraphen würde noch deutlicher die 
vollſtändige Vermengung weltlichen und geiſtlichen Regimentes bar: 
thun, welche hier beantragt iſt. Das Geſagte genügt, um den 
Ausſpruch zu begründen, daß die vom Entwürfe vorge- 
ſchlagene Verfaſſung eine durchaus unevangeliſche ſein 
würde und ftatt das evangeliſche Bewußtſein zu he⸗ 
ben, es nur noch mehr verdunkeln müßte. Statt die 
weiſe Gewiſſenhaftigkeit dankbar anzuerkennen, mit welcher unſer 
Staat gerade hierin Geiſt und Grundcharakter des Proteſtantismus 
aufgefaßt und beachtet hat und ſich darauf zu beſchränken, durch 
Hervorhebung noch vorhandener Verdunkelungen dazu beizutragen, 
daß für die Folge noch beſtim mter Recht des Staates und der 
Kirche geſchieden und alſo jedes als ein beſonderes anerkannt 
werde: will der Entwurf das alte Konſiſtorium von 1750 wieder 
in das Daſein rufen und der evangeliſchen Landeskirche allen Ge— 
winn entziehen, welchen fie für das Bewußtſein ihrer Würde aus 
den Reorganiſationen des Jahres 1808 ziehen kann. Er will 
nicht ſowohl nur die Vermiſchung beider Gewalten, als vielmehr 
das Aufgeben auch des Anſpruches auf Anerkennung ihrer 
Beſondernheit von Seiten der Kirchengewalt an den Staat, 
deſſen Behörde das Konſiſtorium iſt und bleibt (§. 36. 38. und 
alles, was der Entwurf über die kirchliche Geſetzgebung zerftreut 
andeutet). Wäre dieſe Behörde eine kirchliche, die, in welcher ihr 
Geſammtwille fih ausſpräche: fo dürfte die Kirche das Geſchenk 
einer Uebertragung der Rechte des Staates auf ihre Behörde d. h. 
auf fie nicht annehmen; denn Chriftus hat geſagt: Mein Reich 
iſt nicht von dieſer Welt! — Der Staat wird das Opfer, wel⸗ 


er 
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ches hier dargeboten wird, das Opfer ihrer eigenthümlichen Eri- 
ſtenz im Staate (und wenn ihr davon auch nur noch der Grund⸗ 
fag und der Rechtsanſpruch zu opfern geblieben wäre) nicht ane 
nehmen. Er wird es nicht erlauben, daß die evangeliſche Kirche 
ſich ſelbſt zu einer bloßen Religionsgeſellſchaft herabſetze, und wie 
er ſie in hoher Gerechtigkeit und frommer Liebe bisher in ihrer 
Schwachheit getragen und fie in jeder Weiſe vor Prieſterherrſchaft 
geſchützt hat: ſo wird er ſie auch jetzt vor der Gefahr behüten, 
durch die ihr gegebene Ordnung ſich allmählig wieder in das Netz 
katholiſch- biſchöflicher Ideen verſtrickt zu finden. 


Und nun wollen wir mit der Frage ſchließen: wie es der 
Synode möglich war, einen ſolchen Beſchluß zu faſſen? — ihn 
zu faſſen gegenüber der Erfahrung, die vielen ihrer Glieder noch 
in lebendigem Andenken fein mußte, daß 1808 die Konſiſtorien 
ganz aus der Reihe der Behörden verſchwinden und 1815 twie- 
der darin erſcheinen konnten, ohne daß es irgend welchen Eindruck 
auf die Gemeine gemacht hätte? — ihn zu faſſen gegenüber der 
eigenen Erklärung, daß die Mißſtände im Leben der evangeliſchen 
Kirche auf die Mängel ihrer Verfaſſung und zwar gerade auf 
deren konſiſtorialen (biſchöflichen) Charakter zurückzuführen ſeien? 
— Es ift ſchwer fih des Gedankens zu erwehren, daß die Sp- 
node auch ihre geheime Geſchichte gehabt habe, wie manche andere 
Geſetz und Verfaſſung berathende und ſchaffende Verſammlung. 
Die Zeit wird auch dieſen Schleier lüften. 


Wollte man uns aber entgegnen, daß das konſiſtoriale Ele- 
ment in der neuen Verfaſſung ſein Gegengewicht im ſynodalen 
erhalten habe: fo berufen wir uns auf die ſehr richtige Bezeich⸗ 
nung, welche beiden der Zeitungs = Bericht hat zu Theil werden 
laffen als das von Oben und das bon Unten. Die Gewalt 
kommt von Oben. An dem Scheine kirchlichen Daſeins und 
Bewegens kann heute die Gemeine ſich nicht mehr genügen laſſen 
und das Leben kommt nicht aus dem Scheine. Es fordert Wahr- 
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heit und Weſen und — will ſie die Regierung aus ihr unab⸗ 
weiblich erſcheinen — den Gründen jetzt der Kirche noch nicht 
voll gewähren, ſo wird ſie für deren Beſitz doch nur dadurch 
tüchtiger machen und dem Leben größeren Raum gewähren kön⸗ 
nen, wenn ſie der jetzigen Kirchenverfaſſung nach noch ſchärferer 
Umgränzung weltlicher und geiſtlicher Machtuͤbung das ſynodale 


Element einzufügen ſich entſcheidet. — 
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